
Suchergebnisse: Partei

6. April 1156 – Kaiser Friedrich Barbarossa erklärt alle Zölle am Main für aufgehoben

Worms * In Worms erklärt Kaiser Friedrich Barbarossa in einer Urkunde alle Zölle am Main - bis

auf wenige Ausnahmen - für aufgehoben. Fernhändler hatten sich bei ihm beschwert, dass sie

zwischen Bamberg und Mainz allzu oft von regionalen Herrschern zur Kasse gebeten würden.

Die Anmaßung königlicher Befugnisse durch die Fürsten widerspricht aber den politischen Zielen

Kaiser Friedrich Barbarossas, weshalb er diesen Missbrauch eindämmen will.    Der Kaiser setzt

den Grundherren daraufhin eine Frist, binnen der sie die Berechtigung dieser Zollerhebungen

anhand königlicher Privilegien nachzuweisen haben. Nur die wenigsten Betroffenen können den

geforderten Nachweis erbringen. &nbsp;    Gut vorstellbar, dass sich vor diesem Hintergrund

auch ein heftiger Streit über die bischöflichen Einnahmen&nbsp;aus dem Zoll, dem Markt, der

Münze&nbsp;und der Isarbrücke&nbsp;in Föhring entzündet hat. &nbsp;  Man muss davon

ausgehen, dass Herzog Heinrich XII. „der Löwe“ die unsicheren Rechtsgrundlagen des Freisinger

Bischofs Otto I. über seine selbstherrlich geschaffenen Einrichtungen bewusst sind.    Außer den

Ansprüchen der beiden Kontrahenten spielt dabei natürlich auch das machtpolitische Interesse

des Kaisers mit. Dieser tritt zwar vordergründig als unparteiischer Richter oder Schlichter auf,

kann aber im Hintergrund agierend so seine Interessen und Ziele dennoch verwirklichen. Der

Herzog und der Kaiser ziehen also am gleichen Ende des Seiles.

14. Juni 1158 – Der Augsburger Schied  - Münchens Geburtsurkunde

Augsburg - München * Ein vergilbtes Pergament im Format 34 × 44 Zentimeter gilt als die

Geburtsurkunde der bayerischen Landeshauptstadt. Die von Kaiser Friedrich I. Barbarossa auf

dem Reichstag in Augsburg unterzeichnete Urkunde ging als „Augsburger Schied“ in die

Geschichte ein. In dem Kaiserdiplom, das als „conventio“ – also als Übereinkunft – bezeichnet

wird, werden die Streitpunkte verbindlich geregelt.   „Mit Zustimmung und Willen der beiden

streitenden Parteien“ wird festgelegt:    Der Markt, der bislang in Föhring abgehalten wurde,

ebenso die Zollbrücke und die Münzstätte, werden dort künftig nicht mehr bestehen.  Als Ersatz

hat Herzog Heinrich der Kirche von Freising ein Drittel des Gesamteinkommens aus seinem

Marktzoll zu München übertragen, sei es aus Abgaben für Salz, sei es für andere dort ein- und

ausgehende Groß- und Kleinstückwaren.    Bezüglich des Zöllners wird vereinbart, dass jede

Partei einen eigenen einsetzen kann oder – falls gewünscht – beide gemeinsam einen

bestimmen, der beiden verantwortlich ist.  Ähnlich verhält es sich mit der Münze: Ein Drittel der
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Einkünfte erhält der Bischof, zwei Drittel stehen dem Herzog zu. Eine Münzstätte soll nach

Ermessen des Herzogs errichtet werden. Zudem darf auch der Bischof von Freising eine eigene

Münzstätte gründen, wenn er es wünscht. Von deren Erträgen erhält der Herzog lediglich ein

Drittel, das er – unabhängig von dessen Höhe – nach dem Willen des Bischofs als Lehen

weitergeben soll, wie es offenbar bereits geschehen ist.    Von einem Unrecht oder gar einer

Freveltat des Welfenherzogs findet sich in dieser kaiserlichen Urkunde kein Wort. Als Zeugen für

die Richtigkeit des Rechtsspruchs werden vier hohe geistliche Würdenträger und vier weltliche

Herrscher benannt.   Doch auch wenn die Kaiserurkunde den Charakter einer gütlichen

Einigung in sich trägt, so ist sie in ihrem Kern doch ein regalienrechtlicher Spruch des Kaisers.

Mit diesem Kompromiss kann Kaiser Friedrich I. Barbarossa einen Interessenausgleich zwischen

dem Bischof von Freising und dem baierischen Herzog erzielen und damit beide zufrieden

stellen.  

5. Juni 1305 – Clemens V. wird zum Papst gewählt

Avignon * Frankreichs König Philipp IV. gelingt es, seinen Wunschkandidaten Bertrand de Got,

den Erzbischof von Bordeaux, durch ein französisch dominiertes Kardinalskollegium, auf den

Papstthron zu setzen. Der neue Pontifex maximus Clemens V. lässt sich nicht nur außerhalb

Roms krönen, sondern residiert dauerhaft in Avignon.     Das bedeutete eine Abkehr vom

päpstlichen Universalismus. Denn während der Papst in Rom und dem Kirchenstaat

einigermaßen autonom ist, besitzt er um Avignon herum nur wenig Ländereien, die zudem

vollständig vom französischen Staatsgebiet umschlossen sind. Das Papsttum gerät damit in

Abhängigkeit zur französischen Krone. Der Papst verliert seine überparteiliche Autorität.

April 1314 – Wirklich aufgehoben wird der Tempel-Ritterorden nur in Frankreich

Paris * Wirklich aufgehoben wird der Orden der Tempel-Ritter nur in Frankreich.       In Aragón

werden sie ähnlich wie in Frankreich behandelt,   in England ergreift King Edward II. zunächst die

Partei des Ordens und schwenkt später - nur widerwillig - auf die päpstlich-französische Linie ein,

sodass die Tempelritter der Verfolgung größtenteils entgehen.   In Schottland wird die päpstliche

Bulle nie verkündet, weshalb der Templerorden dort ungehindert fortleben kann.   Im Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation findet eine Verfolgung der Templer nicht statt. Sie schließen

sich nach der offiziellen Auflösung des Ordens den Johannitern oder dem Deutschen Orden an.

August 1314 – Die luxemburgische Partei verzichtet auf die Kandidatur
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Frankfurt am Main * Auf Vorschlag des Mainzer Erzbischofs verzichtet die luxemburgische Partei

auf die Kandidatur König Johanns von Böhmen zum römischen König und unterstützt dagegen

Herzog Ludwig den Baiern. Da sich trotz des Kandidatenwechsels keine eindeutigen

Mehrheitsverhältnisse abzeichnen, droht eine Doppelwahl mit anschließendem Thronkampf.

28. September 1322 – Die Schlacht bei Mühldorf erzwingt die Entscheidung

Erharting * Ludwig der Baier und Friedrich der Schöne treffen mit jeweils Tausenden Kämpfern im

Nordosten von Mühldorf aufeinander. Sie standen sich in über sieben Jahren sechs Mal

gegenüber, wichen aber einer militärischen Auseinandersetzung immer wieder aus. Doch jetzt

wollen die feindlichen Parteien endlich eine Entscheidung erzwingen.    Die kriegerische

Auseinandersetzung gilt als die letzte große Ritterschlacht auf deutschem Boden. Das Gefecht

zieht sich übermehrere Stunden hin und fordert eine Unzahl von Toten. Der Thronkampf endet

mit einem Sieg des taktisch klüger agierenden Königs Ludwig des Baiern.&nbsp;König Friedrich

der Schöne&nbsp;wird gefangen genommen und auf die Burg Trausnitz&nbsp;bei Nabburg in der

Oberpfalz gebracht.&nbsp;    Das Kampffeld lag westlich der Gemeinde Erharting. Die

Kriegshandlung ging aber als Schlacht bei Mühldorf beziehungsweise als Schlacht bei Ampfing in

die Geschichte ein.&nbsp;

5. Februar 1504 – König Maximilian I. stellt sich als Vermittler zur Verfügung

Augsburg * König Maximilian I. lädt die streitenden Parteien der Teilherzogtümer

Oberbaiern-München und Niederbaiern-Landshut ins Augsburger Rathaus ein. Er stellt sich als

Vermittler zur Verfügung, erhebt aber an beide Seiten Gebietsansprüche für diese

Tätigkeit.&nbsp;

14. Juni 1530 – Kaiser Carl V. verlässt München in Richtung Augsburg

München - Augsburg * Kaiser Carl V. und sein Gefolge verlassen München in Richtung

Augsburg, wohin er einen Reichstag einberufen hat. Dort sollen die Religionsparteien geeinigt

werden, doch der Kaiser will „die lutherische Ketzerei in Deutschland mit Stumpf und Stil

ausrotten“. Denn genau dieses Versprechen hat er am 24. Februar 1530 Papst Clemens VII.

ja gegeben.
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Juli 1611 – Der Hexenrichter Dr. Gottfried Sattler muss in den Falkenturm

München * Der aus Ingolstadt stammenden Dr. Schober mit der Untersuchung der

Prozess-Umstände von Wemding beauftragt. Schobers Urteil ist für den Hexenrichter Dr.

Gottfried Sattler niederschmetternd, woraufhin alle in München und Wemding Angeklagten auf

Befehl des Hofrats freigelassen werden müssen.    Dafür wird Dr. Sattler verhaftet und in den

Falkenturm nach München gebracht.  Die Kosten der Untersuchung durch Dr. Schober und die

Unterbringung der vier Verdächtigen im Falkenturm werden dem Hexenrichter Sattler und dem

Gerichtsschreiber aufgebrummt.    Bei den Vernehmungen kommen nicht nur die

Unterschlagungen und Veruntreuungen in Höhe von 3.000 Gulden ans Tageslicht, sondern auch

ein „adulterium“, eine unzüchtige sexuelle Handlung. Damit ist die Geduld des Hofes erschöpft

und das Todesurteil über den Hexenrichter schnell gefällt. Und das, obwohl er aus dem Kreis der

Hofräte, die sich zur Partei der Hexenprozess-Befürworter zählen, massive Unterstützung erhält. 

Mai 1631 – Friedrich Spees Schrift gegen Folter und Hexen-Verfolgungen

München * Die Schrift „Cautio Criminalis“ des Jesuitenpaters Friedrich Spee erscheint, in der er

sich - erstmals im katholischen Bereich - kritisch mit der Anwendung der Folter und den

Hexen-Verfolgungen auseinander setzt. Die Schrift muss anonym erscheinen.    Auch ein

aussagekräftigerer Titel - wie etwa „Wider den Hexenwahn“ - wäre ein eindeutiger Verstoß gegen

die allgemein herrschende Überzeugungen gewesen und geeignet, neben dem Verfasser auch

noch den Drucker und den Verleger in Verdacht zu bringen, dass sie Hexen in Schutz zu nehmen

und somit die Partei des Satans stärken würden.    Der Jesuitenpater Friedrich Spee hatte

während seiner Aufenthalte in den Zentren der Hexenverfolgung in Köln, Trier, Würzburg, Mainz,

Speyer und Paderborn Hexenprozesse verfolgt und kam dabei zur Überzeugung, dass die

Folter nicht zur Wahrheitsfindung geeignet sei.    Das verstößt freilich gegen die damalige

Rechtsauffassung, denn daraus lässt sich ableiten, dass die verdächtigten Frauen - trotz ihrer

Geständnisse unter der Tortur - unschuldig sind.    Innerhalb der Gesellschaft Jesu bleibt die

Autorenschaft des Paters Friedrich Spee nicht verborgen. Zeitweise droht ihm sogar die

Entlassung aus dem Jesuitenorden. 

März 1687 – Auseinandersetzungen über Ziele und Verfahren des Türken-Feldzugs

Wien * Nach der Rückkehr Kurfürst Max Emanuels vom Karneval in Venedig kommt es zwischen

der kaiserlich-lothringischen und der badisch-baierischen Partei zu Auseinandersetzungen über

Ziele und Verfahrensfragen des Feldzugs gegen die Türken.
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19. April 1694 – Bestechungsgelder erleichtern die Abstimmung

Lüttich * Am Vorabend der Wahl zum Bischof von Lüttich zählt die „baierische Partei“ 24

Stimmen.&nbsp;Das sind zwei Stimmen mehr als die „pfälzische Partei“ hat.&nbsp;Kurfürst Max

Emanuel hatte seinem Unterhändler die Order gegeben, Parteigängern seines Bruders zu

„beliebiger Summe zu kaufen“.

20. April 1694 – Kurfürst Joseph Clemens zum neuen Lütticher Bischof gewählt

Lüttich * Unmittelbar vor Beginn der Bischofswahl&nbsp;ziehen die für Pfalzgraf&nbsp;Ludwig

Anton eingestellten kirchlichen Würdenträger aus dem Kapitelsaal&nbsp;aus.&nbsp;Die

„baierische Partei“ wählt daraufhin Kurfürst Joseph Clemens zum neuen Lütticher Bischof.

21. April 1694 – Die „pfälzische Partei“ wählt ihren Kandidaten Ludwig Anton

Lüttich * In einem eigenen Wahlakt wählt die „pfälzische Partei“ ihren Kandidaten Ludwig Anton.

4. Mai 1694 – Joseph Clemens erhält das Amt des Fürstbischofs von Lüttich

Lüttich * Pfalzgraf Ludwig Anton stirbt an einer in Lüttich grassierenden Seuche. Damit ist der

Pfalzgraf als Konkurrent um das Bistum Lüttich ausgeschieden. Papst Innozenz XII.kann

dadurch Kurfürst Joseph Clemens - ohne auf die Vorgänge der Wahl eingehen zu müssen und

ohne Stellung zu Fragen der besseren Legitimität des baierischen Bewerbers zu nehmen - das

Amt des Fürstbischofs von Lüttich übertragen.     Um sich nicht dem Vorwurf der Nachgiebigkeit

gegenüber dem Haus Baiern und der Parteilichkeit aussetzen zu müssen, entzieht Papst

Innozenz XII. daraufhin Bischof Joseph Clemens die Bistümer Freising und Regensburg, indem

er sie für „vakant“ erklärt und die dortigen Domkapitel zur Wahl eines neuen Bischofs auffordert.

In Erinnerung an die Reformbeschlüsse des Konzils von Trient, welche die Anhäufung von

geistlichen Pfründen als „unerträglichen Missstand“ brandmarkten, sieht sich der Papst zum

Handeln gezwungen.    Um den Besitzstand des 22-jährigen Kurfürsten ein wenig zu

beschneiden, greift der Papst zum Mittel der Einziehung der eher unbedeutenden Bistümer

Freising und Regensburg. Gleichzeitig sichert er ihm aber die Nachfolge in Hildesheim zu.

1718 – Die Waisenkinder werden abgefunden
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Bogenhausen * Nach seiner Freilassung bringt der Vormund die Angelegenheit vor das

Salzburger Konsitorium, das dem Freisinger Fürstbischof Johann Franz Eckher von Kapfing und

Liechteneck eine scharfe Rüge für seinen parteilichen Consens erteilte.   Außerdem sollte der

Verkauf nur dann gelten, wenn Graf Maximilian Cajetan von Törring-Seefeld den Kindern

zusätzlich 1.050 Gulden zahlen und für deren Ausbildung aufkommen würde. Dem Grafen ist die

Angelegenheit aus mehreren Gründen äußerst peinlich, weshalb er die aufgestellten

Bedingungen akzeptiert.   

1787 – Montgelas tritt in den Dienst Herzog Carl II. August von Pfalz-Zweibrücken

München * Als Folge der Illuminatenaffäre, in deren Verlauf die Mitglieder dem Vorwurf

landesverräterischer und religionsfeindlicher Bestrebungen ausgesetzt sind, verlässt Maximilian

Joseph von Montgelas das Kurfürstentum Baiern und tritt in den Dienst Herzog Carl II. August

von Pfalz-Zweibrücken.      Dieser wird, je länger die Kinderlosigkeit des pfalz-baierischen

Kurfürstenpaares andauert, als voraussichtlicher Erbe von Pfalzbaiern, der drittgrößten

Ländermasse des Reiches, gehandelt, und von den fünf Großmächten umworben.    Kurfürst Carl

Theodor hat sich aufgrund seiner Pläne, Kurbaiern gegen die österreichischen Niederlande

einzutauschen, bei der baierischen Bevölkerung äußerst unbeliebt gemacht.    Und selbstredend

liegt das Interesse der zweibrückischen Herzöge an der Verhinderung des Tauschprojekts. Und

da kommt ihnen Freiherr Montgelas gerade recht.    Von Zweibrücken aus hält er die geheimen

Verbindungen zu den baierischen Oppositionskreisen aufrecht. Dadurch kann - in Verbindung mit

dem preußischen König Friedrich II. und der antiösterreichischen Patriotenpartei am Münchner

Hof - die Existenz Kurbaierns unangetastet erhalten werden.    Eine der wichtigsten

Vorkämpferinnen ist die Witwe des Herzogs Clemens Franz de Paula, des Cousins des letzten

baierischen Kurfürsten Max III. Joseph: Herzogin Maria Anna. 

21. Mai 1796 – Der Waffenstillstand mit Frankreich wird aufgekündigt

Wien - Paris - München * Kaiser Franz II. kündigt den Waffenstillstand mit Frankreich wieder auf.

Daraufhin ergreift Kurfürst Carl Theodor Partei gegen Frankreich, um Österreich keinen Vorwand

zu einer Intervention zu bieten.

28. September 1805 – Kurfürst Max IV. Joseph ratifiziert den Geheimvertrag

Würzburg * Während Napoleon den Vertrag von Bogenhausen sofort nach Erhalt unterzeichnet
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hat, lässt Kurfürst Max IV. Joseph kostbare Zeit verstreichen. Das lag eventuell auch an der

Kurfürstin Karoline, die sich für eine Allianz mit Österreich ausgesprochen hatte.    Erst nachdem

sich das französische Heer mit den baierischen Truppen vereinigt hat, unterschreibt der

baierische Kurfürst den Vertrag. Dabei datiert er ihn vorsichtshalber auf den 24. September

zurück. Baiern ist damit Kriegspartei an der Seite Napoleon Bonapartes gegen Kaiser Franz II.,

dessen Truppen bereits das südliche Baiern besetzt haben. 

29. September 1805 – Kurfürst Max IV. Joseph antwortet seinem Sohn Ludwig

Würzburg - Bern * Kurfürst Max IV. Joseph antwortet auf ein Schreiben seines Sohnes Ludwig I.,

das dieser am 24. September in Bern verfasst hatte. Dem völlig ahnungslosen Prinzen Ludwig

erklärt der Kurfürst einige Gründe seines Handelns:       „Ich fühle genau wie ihr, daß es viel

glücklicher wäre, nicht gezwungen zu sein, sich in einen Streit zu mischen, der das Deutsche

Reich nichts angeht.    Ich empfinde auch Euren Abscheu, mein Freund, und finde ihn ganz

natürlich. Aber es gibt Fälle im Leben eines Herrschers, in denen er gezwungen ist, das eigene

Gefühl zu unterdrücken im Interesse seiner Staaten.    Ich habe mich nicht mit Napoleon

verbündet, sondern mit Frankreich, das zu allen Zeiten der geborene Verbündete unseres

Hauses war. […]    Wenn Euch die Partei mißfällt, die ich gezwungenermaßen ergriffen habe,

machet es nur mir zum Vorwurf, mein liebes Kind. Ich bin es allein, der es gewollt hat. Kein

Minister, nicht einmal Montgelas, hat es mir geraten, ich schwöre es Euch bei meinem Gotte.

[…].“ 

April 1827 – Ioannis Antonios Graf Kapodistrias wird Griechenlands Präsident

Nauplia * Ioannis Antonios Graf Kapodistrias wird der erste Präsident Griechenlands. Er gilt als

Außenseiter, weshalb ihn die zerstrittenen Klans und Parteien als für ihre Interessen ungefährlich

halten. 

1. November 1831 – Prinz Carl lehnt die griechische Königskrone ab

München * Die Griechen und die griechischen Schutzmächte Großbritannien, Frankreich und

Russland  erhoffen sich durch einen über den Parteien stehenden, neutralen „christlichen

erblichen Fürsten“ das Land stabilisieren zu können. Da England, Frankreich und Russland um

die Einflussnahme in Griechenland konkurrieren, soll der künftige Herrscher jedoch einem

politisch eher unbedeutendem Fürstenhaus entstammen.    Eine Wahl fällt auf den bayerischen
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Prinzen Carl, dem jüngeren Bruder König Ludwigs I.. Als ihm über die französische Regierung -

vom Bruder nachhaltig unterstützt - die griechische Königskrone angetragen wird, macht dieser

aber keinen Hehl daraus, dass ihm an Politik und Macht nichts liegt und er in Hinblick auf die

Krone keinerlei Ehrgeiz entwickelt.     Prinz Carl widmet sich lieber seiner militärischen Karriere

und seiner Familie. Ohne auch nur nachzudenken, lehnt er deshalb das Angebot umgehend ab.

Das ist auch nicht verwunderlich, denn die Lage Griechenlands ist desolat. Das Land ist

ausgeblutet und wirtschaftlich kaum entwickelt. 

1837 – Erbärmliche Lebensumstände in den Herbersvierteln

Vorstadt Au - Haidhausen - Giesing * Der Auer Armenarzt Anselm Martin schreibt: „In den

Herbergen sind nicht nur Menschen, sondern auch noch alle Gattungen Hausthiere Katzen,

Kaninchen, Vögel, Mäuse und dergleichen, so wie alle nur erdenklichen Handwerksgeräthe,

Hausutensilien, alte, bereits halb verfaulte, zusammengesammelte Leinwand, zerbrochenes Glas,

neugewaschene zum Trocknen aufgehängte Wäsche und dergleichen in den kleinsten, mit

zurückstoßender Luft angefüllten Gemächern anzutreffen.  Die Öfen sind gewöhnlich von Ziegel,

selten von Eisen. Die Feuerung geschieht mit Holz und zwar mit den schlechtesten und

wohlfeilsten Holzgattungen, oft mit halbverfaulten, in der Isar aufgefangenen Gerten und

Prügeln.“       Die Höhe der Wohnräume liegt bei 180 bis 192 Zentimetern; die

Dachdeckungen aus Ziegel oder Blech lösen erst im 19. Jahrhundert die Schindel- oder

Strohdeckung ab; ihre Galerien und Träger verzieren die Bewohner mit Schnitzereien.  

Gemeinsamer Besitz aller Hausbewohner sind das Grundstück, die Umfassungsmauern und das

Dach.   Diese komplizierten Eigentumsverhältnisse führen häufig zu ausgiebigen Streitereien.

Wird das Dach undicht, so sind in erster Linie nur die Parteien des obersten Stockwerks vom

Schaden betroffen, die Bewohner des Parterres dagegen haben nur sehr wenig Interesse an

einer kostspieligen Reparatur. Deshalb soll es vorgekommen sein, dass die Oberen kübelweise

Wasser auf den Fußboden schütteten, um die Unteren drastisch an die gemeinsamen

Verpflichtungen zu erinnern.   Nicht umsonst heißt es in den Akten des Landgerichts: „So viele

Herbergsbesitzer sich in einem Hause befinden, ebensoviele Hauseigentümer gibt es im selben;

keiner lässt sich vom andern etwas einsprechen, jeder tut in seiner Herberge, was er will.“   Auch

die hygienischen Zustände sind katastrophal. Das Trinkwasser muss von weit entfernten

Pumpbrunnen geholt werden.   Da eigene Abtritte fehlen, benutzt man Häfen und Leibstühle.  

Wegen der fehlenden Kanalisation werden Abfälle und Abwässer jeglicher Herkunft in den Auer

Mühlbach geschüttet. Eine städtische Verordnung bestimmt deshalb, dass dies nur während der

Nacht geschehen darf, da tagsüber die Frauen ihre Wäsche im Auer Mühlbach waschen.   Das

Fehlen der Abfalltonnen bedingt viele unreinliche Wohnungen.   Dadurch sind die
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Herbergsviertel in Seuchenzeiten Brutstätten von Krankheiten. Es ist also kein Wunder, dass

viele Bewohner an den Typhus- und Choleraepidemien sterben und die Einwohner oft hohen

Blutzoll zu entrichten haben.

3. Februar 1848 – Ein öffentlicher Protest der katholisch-konservativen Partei

München * Die Beisetzungsfeierlichkeiten für den am 29. Januar 1848 verstorbenen Joseph von

Görres führen an der Residenz vorbei. Es ist ein öffentlicher Protest der katholisch-konservativen

Partei gegen die königliche Mätressenwirtschaft.     Wieder steht Ernst von Lasaulx, der Neffe von

Joseph von Görres, im Mittelpunkt. Er will aus den Trauerfeierlichkeiten um den Verstorbenen

eine Großdemonstration der Ultramontanen Partei inszenieren.      Die Polizeidirektion versucht

solche Selbstdarstellungen zu verhindern und verbietet zunächst einen geplanten Fackelzug.

Dies auch aus Angst vor Krawallen verfeindeter Studentenverbindungen, deren eine das neu

gegründete Korps Alemannia ist. 

9. Februar 1848 – König Ludwig I. lässt die Universität schließen

München-Maxvorstadt * König Ludwig I. lässt wegen der öffentlichen Proteste der

katholisch-konservativen Partei gegen die königliche Mätressenwirtschaft&nbsp;die

Universität&nbsp;schließen und verfügt, dass alle Studenten umgehend München zu verlassen

haben. &nbsp;    Als der der Burschenschaft Alemannia&nbsp;zugehörige Eduard Graf von

Hirschberg am Odeonsplatz von anderen Burschenschaftlern&nbsp;bedrängt wird, zieht der Graf

sein Messer und fuchtelt damit in der Luft herum. Dadurch eskaliert die Situation. Verletzt wird bei

dieser Aktion jedenfalls niemand. &nbsp;    Lola Montez mischt sich unter die Schaulustigen und

sieht sich sofort einer bedrohlichen Verfolgungsjagd ausgesetzt. Sie kann gerade noch vor der

aufgebrachten Menge in die Theatinerkirche&nbsp;flüchten, wo sie von ausgerückten

Kürassieren&nbsp;in die Residenz&nbsp;eskortiert werden muss. &nbsp;    König Ludwig I. tobt

und lässt daraufhin umgehend die Universität&nbsp;bis zum Wintersemester&nbsp;schließen.

&nbsp;  Außerdem verfügt er, dass alle nicht aus München stammenden Studenten innerhalb von

48 Stunden die Stadt zu verlassen haben. &nbsp;    In München sind etwa 1.500 Studenten

immatrikuliert. Rund die Hälfte davon zieht vor das Haus des Rektors&nbsp;Friedrich Wilhelm von

Thiersch, der die Betroffenen mit den Worten beruhigt: „Sagen Sie überall, Sie seyen arme

Studenten aus München, die man aus der Stadt gewiesen, aus Gründen, die Sie vor aller Welt

aussprechen dürfen.“&nbsp;
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24. Juli 1853 – Ein Sicherheitsbericht für München

München * Oberst Franz Freiherr von Hörmann zu Hörbach legt einen Sicherheitsbericht für

München vor. Er trägt den Titel: „Erläuterungen zum Entwurfe der militärischen Dispositionen für

die Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit der Haupt- und Residenzstadt München behufs

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung.“  Es ist die Angst vor einer neuen

Revolution, die König Max II. seine Armee auf einen Bürgerkrieg vorbereiten lässt. Um

verbindliche Vorschläge auszuarbeiten, gründet er eine Special-Commissorium.    Inhaltlich geht

Oberst Hörmann von einem Bedrohungsszenario aus, wonach „der inländische Pöbel - durch

auswärtiges Proletariat verstärkt - bei Tag und Nacht ohne Hindernis in die Stadt eindringen

kann, theils um die größten Schätze des Staates und des Landes zu plündern, theils um die

heillosen Umtriebe der machtlosen Umsturzpartei in Vollzug zu setzen“. Freiherr von Hörmann

fügt noch eine interessante Einteilung der Tumulte in vier Klassen bei.       Als Erste und

harmloseste Klasse bezeichnete er darin „Tumulte ohne insurreaktionäre politische Tendenz“,

etwa die Studenten- und Handwerkertumulte oder die Münchner Bierkrawalle.   Als nächste

Kategorie folgen „Politische Tumulte durch demokratische Umtriebe der republikanisch gesinnten

Umsturzpartei veranlaßt“. Als Beispiel führt er die Märzrevolution von 1848 an.   Als dritte Klasse

bezeichnet er „Tumulte mit kommunistischer Tendenz“. Der erzkonservative Oberst verschließt

dabei aber keineswegs die Augen vor der bitteren Armut vieler Zeitgenossen und fordert zur

Vorbeugung eine effektive staatliche Sozialpolitik.   Die Letzte und zugleich gefährlichste Form

der Unruhe klassifiziert der Militarist die „Tumulte durch Theuerung, Mißwachs und Hungersnoth

veranlaßt“.      Sein konkreter Vorschlag beinhaltet die Erhöhung der Zahl der Kasernen in der

Innenstadt und weitere flankierende Maßnahmen, um die Hauptverteidigungspunkte zu schützen.

Dazu zählen unter anderem - neben der Residenz - das Nationaltheater, das Postgebäude, die

Münze und der Alte Hof.

März 1864 – Die Geschichte der Sozialdemokratie beginnt nun auch in Bayern

Augsburg * Eine Gruppe Augsburger Arbeiter tritt dem 1863 in Leipzig gegründeten Allgemeinen

Deutschen Arbeiterverein - ADAV bei. Damit beginnt in Bayern die Geschichte der

Sozialdemokratie, denn der ADAV ist die erste selbstständige deutsche Arbeiterpartei.

30. Juni 1871 – Die SAP hat etwa 500 Mitglieder in ganz Bayern

Königreich Bayern - München * Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei - SAP hat etwa 500

Mitglieder in ganz Bayern, in München 43. 
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1875 – Der moderne Antisemitismus breitet sich aus

München * Obwohl die jüdische Bevölkerung in München weniger als zwei Prozent der

Einwohner ausmacht, stößt ihr wachsender Einfluss und ihr gesellschaftlicher Erfolg bei manchen

Menschen auf Ablehnung.  Ab den 1870er-Jahren breitet sich der moderne Antisemitismus aus.

Mithilfe pseudowissenschaftlicher Rassentheorien werden Juden diskriminiert und als Bedrohung

für die deutsche Gesellschaft dargestellt. Gleichzeitig entstehen antisemitische Parteien und

Organisationen.

1880 – Antisemitismus wird gesellschaftsfähig

München * In den 1880er-Jahren entstehen zahlreiche antisemitische Vereine, Zeitungen und

Parteien. Die Judenfeindschaft wird zunehmend gesellschaftsfähig. Gleichzeitig verbreiten sich

pseudowissenschaftliche Rassentheorien, die Juden als „minderwertig“ darstellen.   Je

erfolgreicher und sichtbarer die jüdische Gemeinde Münchens wird, desto stärker werden auch

die antisemitischen Gegenreaktionen. 

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

29. September 1885 – Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe

München-Kreuzviertel * Die Sitzungsperiode des Bayerischen Landtags beginnt.      Nachdem

Reichskanzler Otto von Bismarck die Übernahme der Schulden von König Ludwig II. durch den

Landtag vorgeschlagen hat, entwickelt sich bei den Abgeordneten der Patriotenpartei eine für den

König sehr ungünstige Stimmung. Pläne zur Erhöhung der Zivilliste, um König Ludwig II. - unter
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strengen Auflagen - die Abzahlung seiner Schulden zu ermöglichen, werden zwar diskutiert, aber

nicht weiter verfolgt.      Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe. „Wir

halten fest zu unserem angestammten Fürstenhause, zu unserem Könige, aber was auch

kommen möge, wir werden auch die Interessen des Volkes hoch halten, Wünschen gegenüber,

die mit dem Volkswohl nicht im Einklang stehen“. Eine Diskussion des Themas im Landtag wird

sogar als gefährlich bezeichnet, „denn die Stimmung im Lande sei der Art, daß jede Discussion

die Aufregung bis zum Überlaufen steigern und Dinge ans Licht bringen könne, über die man sich

entsetzen würde“. 

12. Juli 1893 – In Bayern finden Landtagswahlen statt

Königreich Bayern * Bei der Neuwahl zum Bayerischen Landtag können zwei neue Parteien in

die Abgeordnetenkammer einziehen.      Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

SPD erhält fünf Mandate,  der Bayerische Bauernbund - BBB stellt sogar neun Abgeordnete.   

Das Zentrum, das aus der Patriotischen Partei hervorgegangen ist, verfügt nur noch über 74

Mandate.      Aufgrund der unterschiedlichen Bestimmungen in Reich, Land und Stadt sind    bei

der Landtagswahl 56.100, hingegen  bei der Reichstagswahl 106.800, und  bei der

Kommunalwahl aber nur 19.292 Münchner wahlberechtigt. 

1895 – Im Sinne der Sozialdemokratie

München * Die Inbetriebnahme der elektrischen Trambahn ist auch im Sinne der immer stärker

werdenden Sozialdemokratischen Partei, die die Kommunalisierung der Versorgungsbetriebe der

Stadt fordert. Damit sind auch die Verkehrsbetriebe und die Straßenbeleuchtung gemeint, die

nach ihrer Auffassung der „Privatausbeutung zu entziehen“ waren.   Entgegen dem

wirtschaftsliberalen Kurs der Stadtgemeinde-Kollegien wollen die Münchner Sozialdemokraten

die Zerschlagung der Monopole. Das vor allem deshalb, weil sie in der Straßenbahn ein

volksnahes und preisgünstiges Verkehrsmittel sehen. 

22. März 1895 – Der Magistrat beschließt einen unentgeltlichen Arbeitsnachweis

München * Seit 1893 plant die Stadt München einen zentral organisierten, unparteiisch geleiteten

und unentgeltlichen Arbeitsnachweis. Am 22. März 1895 fasst der Magistrat der Stadt den

maßgebenden Beschluss zu dieser Einrichtung zur Vermittlung von Arbeitsstellen.    Und

nachdem das achtköpfige Gremium gewählt ist, wird mit der Einrichtung des Städtischen
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Arbeitsamtes in der Zweibrückenstraße 20 begonnen und deren Eröffnung durch Plakate,

Annoncen und Zeitungsartikel bekannt gegeben.

Juli 1896 – Der Turnverein Haidhausen ist schon bald am Ende

München-Haidhausen * Schon seit der Mitte der 1890er-Jahre treffen sich Haidhauser Arbeiter zu

sportlichen Übungen im Turnverein Haidhausen. Doch nur wenige Monate später ist der Verein

finanziell schon wieder am Ende und muss Ende 1896 aufgelöst werden.    Um vor allem die

finanziellen Probleme des Vereins in den Griff zu bekommen, nehmen Mitglieder des aufgelösten

Vereins Kontakt mit der SPD und den Gewerkschaften auf. Nachdem den

Arbeitersportlern Unterstützung zugesagt worden ist, kann eine zweite Gründung erfolgen.    Ein

solches Wohlwollen war zu dieser Zeit keineswegs selbstverständlich, da viele Partei- und

Gewerkschaftsfunktionäre den Sportvereinen ablehnend gegenüberstehen und diese als

„Klimbim-Vereine“ abqualifizieren. In Gewerkschaftsversammlungen werden alle Debatten über

Sportvereine abgelehnt, da man fürchtet, dass deren Mitglieder über ihr sportliches Engagement

die politische Arbeit total vergessen könnten. 

1898 – Die hohe sozialpolitische Bedeutung der Herbergen

München-Au * Dr. Joseph Freudenberger schreibt über die hohe sozialpolitische Bedeutung der

Herbergen: Es ist „nicht zu verkennen, daß sie gegen die sozialistischen Irrlehren vielfach feit, die

ja bekanntlich darauf hinausgehen, Unzufriedenheit und Haß zu säen, und den diesen Gefühlen

Verfallenen zum Kampfe gegen die Besitzenden aufzustacheln, wogegen jeder, der einen, wenn

auch noch so kleinen Besitz hat, veranlaßt und verpflichtet ist, für Erhaltung der bestehenden

Verhältnisse einzutreten.    Nimmt man ihm aber diesen Besitz, fertigt man ihn und seine

Ansprüche mit einer schnöden Summe Geldes ab, so wirft man ihn der Umsturzpartei [gemeint

waren damit die Sozialdemokraten] förmlich in die Hände.“

September 1898 – Kurt Eisner erhält ein Job-Angebot beim Vorwärts

Berlin * Wilhelm Liebknecht bietet Kurt Eisner beim SPD-Parteiorgan Vorwärts eine Tätigkeit im

Redaktionsteam an. „Eisner ist eine scharfe Klinge, die hoffentlich manchen Kopf

abschlägt. Möglich, dass es uns endlich gelingt, das Blatt journalistisch zu heben.“
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März 1900 – Antisemitische Ausschreitungen im Kreuzbräu

München-Hackenviertel * Als der Wiener Gemeinderat Lucian Brunner im Münchner

Kreuzbräu im Auftrag des Historikers und Pazifisten Ludwig Quidde für den liberalen

Demokratischen Verein einen Vortrag halten soll, kommt es durch Parteigänger der

Christlich-Sozialen-Vereinigung zu Ruhestörungen und einer Massenschlägerei.    Als Quidde

das Rednerpult betritt, „ging ein wütendes Gejohle und Gepfeife an, unterbrochen von Rufen: [...]

„Raus mit dem Juden".    Am Veranstaltungslokal bringen die Antisemiten ein Plakat mit folgender

Aufschrift an: „Hier werden wegen Kohlemangels Juden verbrannt“.

1902 – Fritz Gerlich wird Mitglied in der Nationalsozialistischen Partei

München * Fritz Gerlich wird Mitglied in der Nationalsozialistischen Partei und ist längere Zeit

ehrenamtlich als Sekretär des Liberalen Arbeitervereins München tätig.

17. Juli 1905 – Erneutes Wahlbündnis zwischen der SPD und dem Zentrum

Königreich Bayern * Die Landtagswahlen sind von einem erneuten und ausgeweiteten

Wahlbündnis“zwischen der SPD und dem Zentrum geprägt. Bei den Bayerischen

Landtagswahlen erhält       das Zentrum 102 (bisher 83),   die Fortschrittspartei 22 (44),   die SPD

12 (11) Mandate.      Die Liberalen setzten ihren Abstieg fort und können nur noch 22 [- 22]

Mandate erringen. Doch damit ist der Weg für eine Zweidrittelmehrheit geebnet, welche zu einer

Wahlrechtsreform benötigt wird. 

9. April 1906 – Der Entwurf zum Wahlgesetz wird eingebracht

München-Kreuzviertel * Der Entwurf zum Wahlgesetz wird erstmals nicht von der Regierung

eingebracht, sondern vom Landtag in Form eines Antrags.        Der Vorsitzende des Ministerrats,

Clemens Graf von Podewils, unterstützt das Anliegen.    In der Kammer der Reichsräte bemüht

sich besonders Prinz Ludwig [III.] um die Annahme des Entwurfs.        Damit wird die direkte

Wahl und die gesetzlich geregelten Wahlkreise eingeführt. Noch immer aber gilt das relative

Mehrheitswahlrecht, das die kleineren Parteien benachteiligt. 

2. August 1906 – Der Reichstag lehnt weiteres Geld für die Kolonialkriege ab
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Berlin * Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbundenen Kolonialkrieg zuerst gegen

die Herero und jetzt gegen die Nama ist die deutsche Regierung gezwungen, im Deutschen

Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29 Millionen Reichsmark zu beantragen.    Vor

allem die SPD verweigert angesichts der „rücksichtslosen Kriegsführung“ mit zahlreichen Opfern

ihre Zustimmung. Auch der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger kritisiert die Ausgaben

scharf und argumentiert gegen die Kolonialkriege, weshalb auch die Zentrumsfraktion - zum Teil

gegen ihren Willen - den Nachtragshaushalt ablehnt.    Vertreter beider Parteien wollen der in

Deutschland vorherrschenden patriotischen Kolonialbegeisterung eine realistischere Sicht auf die

Lage in den Kolonien entgegensetzen, um den in Deutsch-Südwestafrika tobenden Krieg zu

beenden. 

25. Januar 1907 – Die Hottentottenwahl bringt massive Mandatsverluste für die SPD

Deutsches Reich * Die Reichstagswahl, die sogenannte Hottentottenwahl, führt im Reich zu

einem konservativen Richtungsumschwung in der Sozialdemokratischen Partei.  Die

Reichstagswahl bringt für die Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD herbe

Mandatsverluste ein. Die Sozis stürzten - auch aufgrund des ungerechten

Dreiklassen-Wahlrechts - von 81 auf 43 Sitze im Reichstag ab und verlieren somit 38

Mandate. Das ist die schwerste Wahlschlappe, die die SPD bis dahin einstecken musste.  Der

Reichsregierung ist dies zweifellos mit ihrem Appell an die vaterländischen Instinkte gelungen.

Gleichzeitig war dadurch die Kolonialismus-kritische schwarz-rote Mehrheit im

Reichstag gebrochen. Die Konservativen, bestehend aus der Deutschkonservativen Partei, der

Deutschen Reichspartei und der Nationalliberalen Partei billigen umgehend den

Nachtragshaushalt und damit die weitere Finanzierung des Kolonialkrieges in Übersee.  Für die

Sozialdemokratie hat der Ausgang der Wahl einen erzieherischen Einfluss. Die

SPD-Parteiführung will künftig ihre nationale Zuverlässigkeit stärker in den Mittelpunkt stellen.

Das bedeutet aber gleichzeitig die „Bereitschaft zur Vaterlandverteidigung“ nach vorne und die

Kritik an der deutschen Weltpolitik nach hinten zu stellen.  Diesen Schritt will Kurt Eisner -

aufgrund seiner aus der „Marokkokrise“ gezogenen Erkenntnisse - keinesfalls mitgehen. In der

Fränkischen Tagespost, der er seit März 1907 angehört, warnt er nachdrücklich vor dem

„Nachlassen im Kampf gegen den Militarismus“. 

31. Mai 1907 – Ergebnis der bayerischen Landtagswahlen 1907

Königreich Bayern * Bei den bayerischen Landtagswahlen erhalten    das Zentrum 98 (- 4),  die

Fortschrittspartei 25 (- 3) und  die Sozialdemokratische Partei 20 (+ 8) Mandate.
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1912 – Paul Ludwig Troost lebt bis zu seinem Tod in der Kaulbachstraße 10

München-Maxvorstadt * Paul Ludwig Troost, der Architekt des „Hauses der Deutschen Kunst“

und der „Parteibauten am Königsplatz“, lebt bis zu seinem Tod am 21. Januar 1934 in der

Kaulbachstraße 10, EG, links.    Er gilt als der Architekt, der in seinen Planungen bereits die

Grundzüge der nationalsozialistischen Stadtplanung festgelegt hat, wie sie später im gesamten

Deutschen Reich zur Ausführung kommen.

12. Januar 1912 – Bei den Reichstagswahlen wird die SPD stärkste Fraktion

Deutsches Reich * Bei der Reichstagwahl 1912 erreicht       die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD 34,8 Prozent der abgegebenen Stimmen und wird mit 110 Abgeordneten [+

67] zur stärksten Fraktion,   das Zentrum wird mit 91 [- 14] Abgeordneten, aber lediglich 16,4

Prozent der Stimmen zur zweitstärksten Fraktion,    die Nationalliberale Partei - NLP kommt auf

13,6 Prozent und 45 Abgeordnete [- 10],   die Fortschrittliche Volkspartei - FVP erreicht mit 12,3

Prozent 42 Abgeordnete [-7].      Die Wahlbeteiligung liegt bei 85 Prozent. Die Benachteiligung

der Sozialdemokraten kommt durch die seit dem Jahr 1871 unveränderte Wahlkreiseinteilung und

anderen Verzerrungen durch das Mehrheitswahlrecht, zum Beispiel das Dreiklassenwahlrecht in

Preußen.    Es ist die letzte Wahl, bei der die Frauen nicht stimmberechtigt sind. 

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 
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30. Juli 1914 – Das Bayerische Wochenblatt verurteilt die Kriegshetze

Königreich Bayern * Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges findet sich im Bayerischen

Wochenblatt der folgende Artikel: „Dass sich an der gewissenlosen Kriegshetze vor allem die

Zentrumspresse beteiligt, passt durchaus zu der Sorte ‚Christentum‘, die diese verkommene

Partei vertritt.       Die Sozialdemokratie wird von ihr als ‚vaterlandsfeindlich‘ verlästert, weil sie

nicht gewissenlos genug ist, das Vaterland in einen Krieg von unabsehbaren Folgen hinein

hetzen zu helfen.    Und ‚religionsfeindlich‘ ist die Sozialdemokratie wahrscheinlich deshalb, weil

sie im Gegensatz zu den schwarzen Maulchristen bemüht ist, die Lehre Christi in die Tat

umzusetzen.“ 

4. August 1914 – Die „Kriegskredite“ werden auch von der SPD bewilligt

Berlin * Mit 96 zu 14 Stimmen beschließt die SPD-Reichstagsfraktion die Bewilligung der

Kriegskredite. Hugo Haase, der stellvertretende Vorsitzende der SPD und Kriegskreditgegner,

gibt - gegen seine Überzeugung - die Erklärung ab: „Wir lassen das Vaterland in der Stunde der

Gefahr nicht im Stich“.    Kaiser Wilhelm II. gibt daraufhin seine ebenso berühmte Antwort: „Ich

kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche“.

5. August 1914 – Rosa Luxemburg gründet die Gruppe Internationale

Berlin * Rosa Luxemburg gründet mit sechs anderen Parteilinken, wie Franz Mehring und Clara

Zetkin, die Gruppe Internationale, der sich wenig später auch Karl Liebknecht anschließt. 

13. Dezember 1914 – Neuwahl des Münchner Magistrats

München * Der Münchner Magistrat wird gewählt.        Die 20 bürgerlichen

Magistratsräte gehören folgenden Parteien an: Liberale Partei 8, Sozialdemokratische Partei 7,

Zentrum 5.    Die 60 Gemeindebevollmächtigten setzen sich zusammen aus:

Sozialdemokratische Partei 22, Liberale Partei 18, Zentrum 17, Haus- und Grundbesitzer 3.      

Oberbürgermeister bleibt Dr. Wilhelm von Borscht. II. rechtskundiger Bürgermeister wird Dr. Otto

Merkt. Die Wahlperiode dauert drei Jahre.

24. März 1916 – 18 SPD-ler aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen
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Berlin * In der SPD kommt es im Zusammenhang mit einem Not­haushalt zum offenen Bruch in

der Frage der Unterstützung der deutschen Kriegspolitik. Hugo Haase hält im Reichstag eine

Anti-Kriegs-Rede, in der er auch die durch die Regierung verschuldeten Zustände von

Unterernährung und Hunger unter Teilen der Bevölkerung anklagt. Im Parlament kommt es zu

einem Krawall.    Der im Rahmen dieser Parlamentssitzung von der Regierung vorgestellte

Notetat wird von jenen 18 SPD-Reichstagsabgeordneten, die bereits am 21. Dezember 1915

gegen die Kriegskredite stimmten, ebenfalls abgelehnt. Die anderen SPD-Abgeordneten

bewilligen den Regierungsvorschlag. Mit der Begründung von Disziplin- und Treubruch werden

die 18 Abgeordneten in einer anschließenden SPD-Fraktionssitzung aus der Fraktion

ausgeschlossen.     Die 18 Abweichler bilden daraufhin die Sozialdemokratische

Arbeitsgemeinschaft - SAG als Fraktionsgemeinschaft. Sie betrachten sich weiterhin als

Mitglieder der SPD. Aus der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft geht im April 1917 die

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD hervor. Die USPD wird bei den

revolutionären Ereignissen in Bayern die entscheidende Rolle spielen.    Karl Liebknecht und Otto

Rühle lehnen den Anschluss an die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG ab. 

18. Januar 1917 – Organisatorische Trennung der SPD beschlossen

Berlin * Der SPD-Vorstand hält an seinem Konfrontationskurs fest und schließt die

SAG-Abgeordneten und die führenden Köpfe der Spartakusgruppe aus der SPD aus und fordert

die lokalen Parteigliederungen auf, mit deren Anhängern vor Ort ebenso zu verfahren.     Obwohl

die Führung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG es bisher vermied, die Bildung

einer neuen Partei zu propagieren, treten – zur Überraschung der SAG wie der SPD-Führung -

ganze Ortsvereine aus der SPD aus. 

18. Januar 1917 – Rosa Luxemburg wird aus der SPD ausgeschlossen

Berlin * Die in der Festung Wronke in Schutzhaft sitzende Rosa Luxemburg wird aus der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD ausgeschlossen.

31. März 1917 – Bayerische SPD gegen die drohende Parteispaltung

Nürnberg * Auf ihrer Landeskonferenz&nbsp;in Nürnberg votiert die bayerische SPD gegen die

Gründung von Sonderorganisationen, um den drohenden Bruch der Partei zu verhindern.    „Wird

der Kampf in der bisherigen Weise weitergeführt, so werden sich die Kräfte der Arbeiterschaft
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aufreiben, die Feinde der Arbeiterklassen werden freie Bahn bekommen und Steuern und

Industrieorganisationen, Arbeitergesetzgebungen und politische Einrichtungen ihren Wünschen

vollkommen anpassen.“&nbsp;

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha

Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich

Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe

Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

28. April 1917 – Den Kampftag für Frieden, Freiheit und Brot verhindern

Berlin * Die Generalkommission und der SPD-Parteivorstand sprechen sich gegen jede

Arbeitsruhe am 1. Mai aus, nachdem die Gruppe Internationale zu einem Kampftag für Frieden,

Freiheit und Brot aufgerufen hat. 

16. Mai 1917 – Die Münchner USPD wird gegründet

München * Der Verein Unabhängige Sozialdemokratie Stadt und Land wird bei der
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Polizeidirektion vereinsrechtlich angemeldet. Der Zweck der Neugründung wird beschrieben als

„die Bestrebungen der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu

unterstützen, die nach ihren Organisationsgrundlinien in grundsätzlicher Opposition zum

herrschenden Regierungssystem und zur Kriegspolitik der Reichsregierung steht“.    Der

Vorsitzende der Münchner USPD heißt Albert Winter sen..  Die neue Partei wird sofort von der

Polizei überwacht.   Die Münchner USPD hat am Anfang etwa 35 Mitglieder.   Im Vergleich: Die

MSPD zählt in München zum gleichen Zeitpunkt rund 15.000 Mitglieder. 

16. Juni 1917 – Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte

Petersburg * Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte findet in

Petrograd statt. Wladimir I. Lenin unterstreicht den Führungsanspruch seiner Partei. 

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die

Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 

14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und
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politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

2. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP wird gegründet

Königsberg * Am Tag des Friedens bei Sedan wird die erzkonservative, nationalistische,

völkische und antisemitische Deutsche Vaterlandspartei - DVLP von ultrarechten Kräften,

darunter Großadmiral Alfred von Tirpitz und dem ostpreußischen

Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp, gegründet.    Innenpolitisch kündigt die

Vaterlandspartei den Burgfrieden von rechts auf. Sie plädiert für einen unterdrückenden und

autoritären Kurs gegenüber der Arbeiterbewegung und greift auch bürgerliche Politiker heftig an,

die sich – wie beispielsweise den Zentrumspolitiker Matthias Erzberger - für eine Reform des

politischen Systems unter Einbeziehung der SPD aussprechen.    Die Parteiführung verfolgt den

Plan, mit Hilfe eines „starken Mannes“ einen autoritären Staatsumbau einzuleiten und dabei den

Reichstag und die Linksparteien auszuschalten. Im äußersten Fall sollte auch der „zu weiche

Kaiser“ Wilhelm II. bei einer sich bietenden Gelegenheit für „regierungsunfähig“ erklärt und der

weit rechts stehende Kronprinz von Preußen zum Regenten ernannt werden.     Außenpolitisch

tritt die Vaterlandspartei für einen deutschen Siegfrieden und ein umfassendes Programm

direkter und indirekter Expansion ein.    Mit ihren Kampagnen gegen einen Verzichtfrieden - oder

Judenfrieden genannten Verständigungsfrieden - und gegen Schlappheit und Verrat an der

Heimatfront legt die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP den Grundstein für den Nachkriegsdiskurs

über die Novemberverbrecher und die Dolchstoß-Legende. 

14. September 1917 – Ludwig Thoma wird Gründungsmitglied der Deutschen Vaterlandspartei

Tegernsee * Ludwig Thoma wird Gründungsmitglied in der scharf nationalistischen Deutschen

Vaterlandspartei - DVLP. 

24. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei fordert einen unbedingten Siegfrieden

Berlin * Ludwig Thoma tritt bei der Gründungsversammlung der Deutschen Vaterlandspartei -

DVLP in der Berliner Philharmonie als Redner auf, wofür ihm der Parteivorsitzende, der

ehemalige Großadmiral Alfred von Tirpitz, persönlich dankt.      Die neugegründete Deutsche

Vaterlandspartei - DVLP fordert auf ihrer ersten Großkundgebung in Berlin einen „unbedingten

Siegfrieden“. 
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2. Oktober 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei formiert sich in München

München * Als Ableger der am 2. September in Königsberg gegründeten Deutschen

Vaterlandspartei - DVLP formiert sich in München der Landesverein Bayern. Prominenteste

Fürsprecher des Landesvereins sind Cosima Wagner und Ludwig Thoma. Die bürgerliche

Sammelbewegung tritt mit dem Ziel einer Stärkung des Durchhaltewillens bis zum Siegfrieden an.

2. Oktober 1917 – Fritz Gerlich ist Mitbegründer der Vaterlandspartei in Bayern

München * Dr. Fritz Gerlich beteiligt sich an der Gründung der Deutschen Vaterlandspartei -

DVLP in Bayern.

6. Oktober 1917 – Schwere Auseinandersetzungen über vaterländische Propaganda

Berlin * Im Reichstag kommt es zu schweren Auseinandersetzungen über die vaterländische

Propaganda des Alldeutschen Verbands und der Deutschen Vaterlandspartei - DVLP. 

15. Oktober 1917 – Der Vorwärts ruft zur Zeichnung von Kriegskrediten auf

Berlin * Das sozialdemokratische Parteiorgan Vorwärts ruft zur Zeichnung von

Kriegskrediten auf: „Rede nicht! Frage nicht! Zeichne! [...] Dem Feind gezeigt, dass unsere Alten

zu Hause genau so gut zu fechten verstehen wie unsere herrliche Jugend draußen!“

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen

Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

31. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück, nachdem ihm am 22. Oktober 1917 die
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Mehrheitsparteien (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches Zentrum) das Vertrauen

entzogen hatten. 

28. November 1917 – Die russische Regierung will einen Waffenstillstand

Petersburg * Die russische Räteregierung schlägt allen kriegführenden Parteien einen

Waffenstillstand vor. Das Deutsche Reich und Österreich-Ungarn stimmen diesem Vorschlag zu,

weil damit ein Teil der Soldaten von der Ostfront abgezogen und zusätzlich an der

Westfront eingesetzt werden könnte. Die Alliierten lehnen einen Separatfrieden Russlands mit

den Mittelmächten ab. 

13. Dezember 1917 – Gespräche in Berlin über den Massenstreik

München - Berlin * Kurt Eisner fährt für mehrere Tage in die Reichshauptstadt Berlin, um dort

persönliche Angelegenheiten zu regeln. Er nutzt die Gelegenheit, um mit USPD-Abgeordneten

Gespräche über die aktuelle politische Lage und über den Massenstreik zu führen.  Doch die

Berliner USPD-Funktionäre zögern und stellen ihm dar, dass die Massen für einen allgemeinen

Streik nicht zu haben sind, weil sich trotz der erkennbaren Erregung über die Lebensbedingungen

eine Erschöpfung eingestellt hat.   Nach der Aufnahme der Gespräche über

Waffenstillstandsvereinbarungen in Brest-Litowsk am 5. Dezember 1917 hofft die Bevölkerung

nun auf Frieden, für den unter diesen Voraussetzungen keine besondere Anstrengung zur

Herbeiführung mehr notwendig ist.  Kurt Eisner widerspricht dieser Darstellung vehement und

unterstellt den Parteifunktionären, dass ihnen selbst zu einer derartigen Aktion das notwendige

Vertrauen fehle. Er sieht sehr wohl bei den Massen das lebhafte Bedürfnis nach einer

„idealistischen Aktion“. 

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   
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„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und

völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der

Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein

unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der

Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 

10. Januar 1918 – Das USPD-Flugblatt „Männer und Frauen des werktätigen Volkes!“

Berlin * Der USPD-Parteivorstand in Berlin veröffentlicht das Flugblatt „Männer und Frauen des

werktätigen Volkes!“. Er ruft darin nur zu einem zeitlich befristeten, dreitägigen

Demonstrationsstreik auf. Zu einem unbefristeten Massenstreik, wie ihn Kurt Eisner will, kann er

sich nicht durchringen. 

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen
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Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 

20. Januar 1918 – Die Jännerstreiks werden beendet

Wien * Der sozialdemokratische Parteivorstand Österreichs veranlasst eine Regierungserklärung,

die zahlreiche Zugeständnisse an die Streikenden enthält. Darunter die Zusicherung,       die

katastrophale Lebensmittelversorgung zu verbessern und   sich um Friedensverhandlungen zu

bemühen.      Er setzt damit den Beschluss zum Abbruch des Streiks durch. Die Beendigung des

Streiks verärgert die radikale Linke, die sich von den Versprechungen nicht beeindrucken lassen

will. Die Militärs hätten allerdings nicht davor zurückgeschreckt, mit militärischer Gewalt gegen

den Streik und die Streikenden vorzugehen. 

21. Januar 1918 – Sitzung des Münchner USPD-Vorstands

München-Ludwigsvorstadt * Der Münchner USPD-Vorstand tritt zu einer Sitzung zusammen. Der

Vorsitzende, Schreinermeister Albert Winter sen., berichtet über die Mitglieder-Entwicklung der

noch jungen Partei. Die Münchner USPD hat zu diesem Zeitpunkt circa 600 Mitglieder. Vier

Münchner MSPD-Sektionen wollen zur USPD wechseln, sodass die Münchner USPD jetzt in die

vier Sektionen Giesing, Haidhausen, Schwabing und Innenstadt aufgeteilt werden kann.  Kurt

Eisner berichtet von seinen Gesprächen in Berlin und davon, dass es dort auch Stimmen gibt, die

- entgegen der Auffassung der Mehrheit der Berliner USPD-Führung - mehr als nur einen

dreitägigen Demonstrationsstreik wollen. Auch ihr Ziel ist der Sturz der Regierenden. 

26. Januar 1918 – Spendenaufruf für Soldatenheime an der Front

Berlin * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts veröffentlicht eine Anzeige: „An Kaisers Geburtstag

spendet für die Deutschen Soldatenheime an der Front.“ 

27. Januar 1918 – USPD-Versammlung zu den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk
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München-Isarvorstadt * Die Münchner Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

USPD führt in den Kolosseum-Bierhallen eine Versammlung zum Thema „Die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk und das harrende Volk“ durch.Etwa 250 bis 300

Personen sind der Einladung gefolgt. Auch die Polizeibehörde hat zwei Vertreter zur

Überwachung geschickt, weil sie die Versammlung als öffentlich ansieht.  Unter dem Applaus der

Zuhörer hält Kurt Eisner einen kämpferischen Vortrag und nimmt dabei keinerlei Rücksicht auf die

anwesenden Polizeispitzel. Die Versuche der Polizeibeamten, den Redner einzuschüchtern,

werden von der erregten Menge unterbunden.  Er führt u.a. aus, die Zeit ist gekommen, „nicht

den Willen kundzutun, sondern ihn durchzusetzen“. Kurt Eisner bezeichnet den Massenstreik als

das Mittel, „die Macht für die deutsche Demokratie zu erobern“ und „dem Wüten der verblendeten

Herrschenden ein Ende [zu] bereiten“.   Felix Fechenbach bemerkte dazu: Kurt Eisner sprach in

Gegenwart der Polizei „trotzdem, oder gerade deshalb, ohne jede Zurückhaltung, weil er stets die

Meinung vertrat, dass das Aussprechen der Wahrheit der erste Schritt zur Revolution ist“. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.

Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph
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Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem
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MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

30. Januar 1918 – Die MSPD will eine Eskalation der Ereignisse verhindern

Berlin * Der Parteiausschuss der Mehrheits-SPD stimmt der Mitarbeit der drei

Reichstagsabgeordneten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Braun im

Aktionsausschuss zu, um - wie es Scheidemann ausdrückt, ein „nicht zu billigendes, aber

verständliches Unternehmen nicht nur in ruhige Bahnen zu lenken, sondern auch durch

Verhandlungen mit der Regierung schnellstens zum Ende zu bringen“.    Die MSPD versteht sich

als die einzige Kraft, die eine Eskalation der Ereignisse verhindern kann. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der

SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

Münchner Zeitensprünge Seite 28/102



in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins

Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

7. März 1918 – Freier Arbeiterausschuss für einen guten Frieden

München * Der in der Reichsbahnhauptwerkstätte München als Werkzeugschlosser beschäftigte

Anton Drexler ruft den Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden ins Leben. Die

Gründung erfolgte in Anlehnung an eine fast gleichnamige und gleiche Ziele verfolgende

Organisation in Bremen. Aus dem Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden wird später

die Deutsche Arbeiterpartei - DAP hervorgehen. .    Es ist eine antisemitische und

antimarxistische Gruppierung, die nie mehr als vierzig Mitglieder zählt und der es um eine

Versöhnung der Arbeiterschaft mit der nationalen Rechten geht. Die bürgerlichen Parteien haben

in ihren Augen versagt und der Marxismus erscheint ihnen für ihre nationalistischen Ziele

ungeeignet. 

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 
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23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert

Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

25. März 1918 – Der Kriegsminister und der Umgang mit den Sozis

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath formuliert in einem internen Schreiben seine

Meinung, welche Taktik gegenüber den beiden sozialdemokratischen Parteien einzuschlagen ist: 

  „Nach den seitherigen Erfahrungen bildet die unabhängige Sozialdemokratie eine schwere

Gefahr für den Fortbestand des Reiches. Ihren Bestrebungen muß auf jedem möglichen Wege

entgegengetreten werden.     Da sie ihren Zuwachs vornehmlich aus den Reihen der

rechtsstehenden Sozialdemokratie erhält, liegt die wirksamste Abwehr gegen ihre weitere

Ausbreitung in Maßnahmen, durch welche die sozialdemokratische Mehrheitspartei die Flucht

ihrer bisherigen Anhänger in das Lager der Unabhängigen zu verhindern sucht.     In dieser

Beziehung erblicke ich ein wirksames Mittel in der Versammlungstätigkeit der alten

sozialdemokratischen Partei. Durch mündliche Aufklärung vermag sie am ehesten ihre Mitglieder

sich zu erhalten und gegen die unterirdische Wühlarbeit der Radikalsozialisten widerstandsfähig

zu machen.     Das Bestreben der militärischen Zensurstellen wird daher dahin gehen müssen,

den Veranstaltungen der Mehrheitssozialisten so wenig wie möglich Schwierigkeiten zu bereiten. 

   Gelegentliche Entgleisungen in den Versammlungen werden in der Regel weit weniger

nachteilige Folgen haben als verbitternd wirkende Verbote und Anordnungen“. 

2. April 1918 – Der Vorwärts berichtet über den Freitod der Sarah Sonja Lerch

München * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts berichtet in ihrer Ausgabe über das Ableben der

Sarah Sonja Lerch: „Im Untersuchungsgefängnis Stadelheim erhängte sich nachmittags die beim

letzten Streik bekanntgewordene Frau Sara Sonja Lerch, gegen die zusammen mit dem

Schriftsteller Kurt Eisner ein Landesverratsverfahren eingeleitet war. -   Die Umstände, unter

denen die bedauernswerte Frau zu ihrer Verzweiflungstat getrieben wurde, bedürfen der

Aufklärung. Soviel wir wissen, handelt es sich im Falle der Frau Lerch, einer geborenen Russin,

um eine reine Idealistin, die mit ihrer Streikpropaganda der Sache der Menschheit einen Dienst

zu erweisen glaubte.   Die Strafe, mit der sie zu rechnen hatte, war nicht so erschreckend, dass
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sie den freiwilligen Tod ihr vorziehen konnte. Es bleibt also unklar, was diese Frau zu ihrem

Selbstmord getrieben hat. […].“ 

8. April 1918 – Die USPD-Diskussionsabende werden eingestellt

München-Ludwigsvorstadt * Nachdem sich nur mehr acht Personen am

USPD-Diskussionsabend&nbsp;im Gasthaus Zum Goldenen Anker&nbsp;in der Schillerstraße

beteiligen, stellt man dieses Bildungsangebot wieder ein.&nbsp;Durch die Verhaftung der

Vordenker der Partei sind ihr       die Integrationsfiguren weggebrochen,  

nennenswerte&nbsp;Aktionen finden nicht mehr statt.   Die Münchner USPD versinkt in der

Bedeutungslosigkeit.&nbsp;

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf

ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik

Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die
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Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

17. Juli 1918 – Zar Nikolaus II. und seine Familie werden von den Bolschewiki ermordet

Jekaterinburg * Zar Nikolaus II. und seine Familie werden mit Billigung der bolschewistischen

Partei- und Staatsführung von den zur Bewachung abgestellten Soldaten in der Villa Ipatjew in

Jekaterinburg ermordet. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 
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16. September 1918 – Der Alldeutsche Verband hetzt gegen Kurt Eisner

München * In einem Flugblatt des Alldeutschen Verbandes anlässlich der Nominierung Kurt

Eisners für den bevorstehenden Reichstagswahlkampf heißt es:  „Ein russischer Jude als

Reichstagskandidat. […] Eisner wird ja nicht gewählt werden, aber dass eine Partei es überhaupt

wagen darf, einen russischen Juden, der wegen Landesverrat verurteilt wurde [was nicht stimmt],

aufzustellen, müsste dem Arbeiter die Schamröte ins Gesicht jagen!“ 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    
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Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 
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2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die

Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei

den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,

badischen Prinzen. 

3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche
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Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      

die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.
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Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

12. Oktober 1918 – USPD-Kritik an der Regierung mit MSPD-Beteiligung

Berlin * Ein Erlass legt die Amnestie der politischen Gefangenen in die Hand der einzelnen

Landesfürsten. Diese Entscheidung stößt bei der USPD und in Teilen der MSPD auf starke
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Kritik. Auch an den geltenden Zensurbestimmungen ändert sich zunächst ebenfalls wenig.    Als

der USPD-Parteivorsitzende Hugo Haase daraufhin in einer öffentlichen Veranstaltung erklärt,

dass noch immer „der alte reaktionäre Wind“ weht, wird die Versammlung aufgelöst. Auf die

Vorwürfe, dass von einer Neuorientierung in der Innenpolitik noch nichts spürbar sei, reagierte die

Regierung nicht. 

13. Oktober 1918 – Der Mann kann getrieben werden

Berlin * Auf der gemeinsamen Sitzung des Partei- und Fraktionsvorstands der MSPD stellt Otto

Braun in Hinblick auf die „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max von Baden fest: „Nachdem der

Mann uns diese Schwäche gezeigt hat, stärkt er unsere Position. Der Mann kann getrieben

werden.“ 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

25. Oktober 1918 – Die bürgerlichen Parteien wollen den SPD-Forderungen nicht nachgeben

München-Kreuzviertel * Die sozialdemokratische Landtagsfraktion nimmt nicht mehr an den

Verhandlungen über die Änderungen der Bayerischen Verfassung teil, weil die bürgerlichen

Parteien den SPD-Forderungen nicht nachgeben wollen.

Münchner Zeitensprünge Seite 38/102



2. November 1918 – Ein bayerisches Abkommen über parlamentarische Reformen

München-Kreuzviertel * Unter dem Eindruck der revolutionären Unruhen im Deutschen Reich

schließt die bayerische Regierung mit Delegierten der im Landtag vertretenen Parteien ein

Abkommen über parlamentarische Reformen, in der wesentliche Forderungen der SPD erfüllt

werden. Sie beinhaltet:       Die Einführung der Verhältniswahl zur Kammer der Abgeordneten.  

Eine ergiebige Verstärkung der Kammer der Reichsräte durch Vertreter der Gemeinden, der

Hochschulen und der wichtigsten Berufs- und Erwerbsstände.   Von den Prinzen des Königlichen

Hauses gehören nur noch der Kronprinz und fünf weitere der Reichsrätekammer an.   Keine

weitere Ernennung erblicher Reichsräte.   Ein Veto der Reichsrätekammer gegen ein Gesetz

kann durch dreimalige Abstimmung der Abgeordnetenkammer überstimmt werden.    Die

Einjährige Finanzperiode.   Als Minister können nur Personen berufen werden, die das Vertrauen

der Kammern des Landtags besitzen.   Ein Ministerium für Soziale Fürsorge wird neu gebildet

und mit einem Sozialdemokraten besetzt.   Ferner sollen vier Abgeordnete als Minister ohne

Portefeuille [= Ressort, Ministerium] berufen werden, einer davon aus den Reihen der

sozialdemokratischen Fraktion.      Die notwendige Kabinettsumbildung ist für den 8. November

angekündigt.    Die Verhältniswahl zur Abgeordnetenkammer ist eine alte sozialdemokratische

Forderung und die Vereinbarungen über die Kammer der Reichsräte laufen auf eine

Demokratisierung der Kammer der Adeligen und des hohen Klerus hinaus. Dadurch hätte die

Bayerische Verfassung zugleich parlamentarisiert werden sollen. Auch die Vorschrift aus dem

Wahlgesetz von 1896, wonach kein Abgeordneter zum Minister berufen werden darf, würde

durch diese Gesetzesvorlage abgeschafft werden.    Über den Königlichen Erlass über die

Parlamentarisierung Bayerns soll am 6. November 1918 die Abgeordnetenkammer abstimmen

und sich am 8. November die Kammer der Reichsräte mit dieser Vorlage befassen. Doch dazu

wird es nicht mehr kommen. Obwohl die sozialdemokratische Münchener Post die Vereinbarung

als „Beginn der Demokratisierung Bayerns“ feiert, stehen viele Sozis dieser Demokratisierung von

oben sehr skeptisch gegenüber. 

4. November 1918 – Versammlung der Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu findet eine gemeinsame Versammlung der

Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften statt. Sie fassen den einstimmigen Beschluss: 

   „Da unter dem Streit zwischen Sozialdemokraten und Unabhängigen die Arbeiterinteressen

Schaden leiden, appellieren die Obleute an die Leitung beider Parteien, den Bruderkrieg

einzustellen und die ganze Kraft des Proletariats zum Kämpfe gegen den gemeinsamen Feind,

Kapitalismus und Reaktion, zu vereinigen.“
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4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in

dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten

Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist

fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918
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München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Radikale und unbelehrbare Angestellte

München * Das Kriegsministerium berichtet über Berichte von Vertrauensleuten, wonach sich „die

Arbeiter weit ruhiger als die Angestellten“ verhalten. Die Angestellten sind „weit radikaler und

unbelehrbarer, ja fast ausnahmslos Anhänger der USPD“.     Tatsächlich zeigen die wenigen

Teilnehmerlisten von USPD-Versammlungen ein eindeutiges Übergewicht von Angestellten und

Handwerkern gegenüber der Arbeiterschaft. „Die USPD ist eine Partei von Angehörigen des

Mittelstands, die die revolutionäre Potenz der Arbeiterschaft für ihre Revolution verwenden“ will. 

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den

nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner
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Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

7. November 1918 – Die revolutionären Vorgänge sind in Kiel bereits beendet
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Kiel - München * Als in München die revolutionären Vorgänge beginnen, sind sie in Kiel bereits

beendet. Der Einfluss von Gustav Noske war so groß, dass er die Revolution in Kiel im Sinne der

Obersten Heeresleitung - OHL, der Reichsregierung und der Sozialdemokratischen Partei -

SPD „ersticken“ und „zurückrollen“ kann.

8. November 1918 – Die Polizei ist unzureichend und das Militär hat versagt

München * Zwischen Mitternacht und ein Uhr bittet Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich den

Führer der Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, zu sich. Auer macht deutlich, dass er und

seine Partei die „gewaltsame Niederschlagung der Revolution“ und die „Festnahme der

Revolutionäre“ noch in der Umsturznacht dulden werden. Danach können sie nur mehr

versuchen - auf der Grundlage der neu geschaffenen Verhältnisse - an der Stabilisierung der

inneren Ordnung mitzuwirken.    Auf Auers Frage nach einer aus 500 Mann bestehenden

zuverlässigen Truppe, erwidert von Brettreich, dass ihm keine ausreichenden Machtmittel zur

Verfügung stehen, um den Umsturz niederzuwerfen. Die Polizei ist unzureichend und das Militär

hat gänzlich versagt. 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – Der Bauerndoktor Georg Heim bietet Kurt Eisner seine Unterstützung an

München-Kreuzviertel * Der Bauerndoktor genannte Dr. Georg Heim, der Vorsitzende des

Christlichen Bauernvereins und spätere Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei - BVP, bietet

Kurt Eisner noch am Morgen des 8. November seine Unterstützung an. 

Münchner Zeitensprünge Seite 43/102



9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

10. November 1918 – Die Thule-Gesellschaft gründet einen Kampfbund

München-Graggenau * Mitglieder der Thule-Gesellschaft gründen einen Kampfbund, der die

Zerschlagung der Räterepublik mit Waffengewalt zum Ziel hat. Die Leitung übernimmt Freiherr

Rudolf von Sebottendorff selbst.      Diese Nationalisten, Antisemiten und

Deutschnationalen entwickeln eine Doppelstrategie, die maßgeblichen Anteil an der

Zerschlagung der späteren Räteherrschaft hat. Die Thule-Gesellschaft wird zum

Organisationszentrum der Münchner Gegenrevolution und Aktionsgemeinschaften organisieren   

    den Aufbau eines umfangreichen Informations- und Spitzelsystems in allen revolutionären und

kommunistischen Gruppierungen,   die Kontaktaufnahme mit gesprächsbereiten

Sozialdemokraten aus der Provisorischen Regierung und der Parteispitze sowie    die Errichtung

eines illegalen Werbebüros zur Unterstützung bereits existierender nationaler Militärverbände und

zum Aufbau einer eigenen militärischen Organisation. 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 
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10. November 1918 – In Regensburg wird ein Bauernrat gebildet

Regensburg * In Regensburg wird neben dem bestehenden Arbeiter- und Soldatenrat auch ein

Bauernrat gebildet. Den Vorsitz übernehmen Georg Heim und Sebastian Schlittenbauer vom

Zentrum, die am 12. November die Bayerische Volkspartei - BVP gründen werden. 

11. November 1918 – Matthias Erzberger unterzeichnet das Waffenstillstandsabkommen

Compiégne * Staatssekretär Matthias Erzberger, ein liberaler Politiker der katholischen

Zentrumspartei, unterzeichnet für das Deutsche Reich das Waffenstillstandsabkommen im

französischen Compiègne.    Einen großen Verhandlungsspielraum ließ die von Marschall

Ferdinand Foch vorgelegte Liste mit den Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung, nicht zu.    Da der deutschen Delegation

die Bedingungen als sehr hart erscheinen, sucht Erzberger Rücksprache mit dem neuen

Reichskanzler Friedrich Ebert. Dieser weist den Leiter der Verhandlungskommission nach

Rücksprache mit dem Chef der Obersten Heeresleitung - OHL, Paul von Hindenburg, an, den

„Waffenstillstand zu jedweden Bedingungen“ anzunehmen.    Der Vertrag wird am 11. November

zwischen 5:12 Uhr und 5:20 Uhr französischer Zeit unterzeichnet. Um 11 Uhr enden damit die

kriegerischen Auseinandersetzungen.    188.000 bayerische Soldaten sind im Ersten Weltkrieg

gefallen, mehrere Hunderttausend wurden verwundet. 

11. November 1918 – Das Zentrum fügt sich den gegebenen Verhältnissen

München * In den Zeitungen erscheint folgender Artikel:     „Niemand wird von den Anhängern der

Zentrumspartei verlangen können, dass sie die Prinzipien ihrer Weltanschauung und die

Grundsätze der Partei ändern. Wohl aber fügen wir uns den gegebenen Verhältnissen.“

11. November 1918 – Gründung des Spartakusbundes in Berlin

Berlin * In Berlin wird der Spartakusbund als Propagandavereinigung gegründet. Er ist vorerst

noch keine Partei. Seine Mitglieder gehören der USPD an.

12. November 1918 – Auflösung des Zentrums und Gründung der Bayerischen Volkspartei
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Regensburg - Freistaat Bayern * Die Mitglieder des Zentrums lösen ihre Partei auf. Jetzt ist ein

guter Zeitpunkt gekommen, in dem man guten Gewissens alte Positionen aufgeben kann. Georg

Heim und Sebastian Schlittenbauer, Politiker des konservativen und katholischen Lagers,

gründen in Regensburg die Bayerische Volkspartei - BVP und erklären:    „Fürs erste weht über

Deutschland und Bayern die rote Fahne, das musste wohl so kommen und so Gott will, wird es

unserem engeren und weiteren Vaterlande am Ende doch zum Guten gereichen.“ 

14. November 1918 – Die Bayerische Mittelpartei wird in Nürnberg gegründet

Nürnberg * In Nürnberg wird die Bayerische Mittelpartei - BMP gegründet. Die Anhängerschaft

der Partei rekrutiert sich aus protestantischen Kreisen des Bildungsbürgertums und der

Beamtenschaft sowie des protestantischen fränkischen Mittelstands, des Kleinbauerntums und

der Deutschnationalen.    Sie lehnt - wie die Deutschnationale Volkspartei - DNVP, die sie sich im

März 1920 als bayerischer Landesverband anschließen wird, - die Staatsform der Republik ab. 

15. November 1918 – Die Bayerische Volkspartei akzeptiert die revolutionären Ereignisse

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP betrachtet „den gegenwärtigen staatspolitischen

Zustand Bayerns, wie er durch die Ereignisse in der Nacht vom 7. zum 8. November in München

geschaffen wurde, als eine gegebene geschichtliche Tatsache“.

16. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet

München * Die Deutsche Volkspartei - DVP in Bayern wird gegründet. Die Partei bekennt sich zur

Republik und versteht sich ausdrücklich als bürgerlich. Der linksliberale Flügel ist in der Partei

dominierend. Der Münchner Arzt Dr. Georg Hohmann wird zum Vorsitzenden gewählt.    Die DVP

in Bayern entspricht der Deutschen Demokratischen Partei - DDP im übrigen Reichsgebiet. 1920

wird die DVP in Bayern deren Namen übernehmen. 

17. November 1918 – Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird gegründet

München * Die Deutsche Volkspartei in Bayern wird von Vertretern der früheren Fortschrittlichen

Volkspartei gegründet. Die Partei bekennt sich „freudig zum neuen freien Volksstaat; sie lehnt

jeden Versuch, das Alte wiederherzustellen, ab, verlangt aber, dass der jetzige, auf Gewalt
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beruhende Zustand alsbald in einen geordneten Rechtszustand überführt werden“ muss. 

18. November 1918 – Hedwig Kämpfer fordert frauenrechtliche Schulungen

München * Hedwig Kämpfer von der USPD fordert auf einer großen Frauen-Versammlung „die

frauenrechtlerische Schulung der proletarischen Frauen, besonders der Frauen innerhalb der

sozialistischen Parteien und Gewerkschaften“.    Diese Forderung wird in Bayern bald

verwirklicht. Frauen der radikalen Frauenbewegung und der politisch linksgerichteten schließen

sich schon bald zum „Bund sozialistischer Frauen“ zusammen. 

18. November 1918 – Im Wagnersaal findet die erste Frauenversammlung statt

München-Ludwigsvorstadt * Im Wagnersaal in der Sonnenstraße findet die erste

Frauenversammlung statt. Lida Gustava Heymann fordert die Gründung eines eigenen

Frauenrates. Er soll         politisch noch unorientierte Frauen unterrichten und   dafür Sorge

tragen, dass Frauen Zugang zu allen Berufen und allen entscheidenden Positionen in Staat und

Verwaltung erhalten können sowie   gewährleisten, dass auf den Wahllisten der Parteien zur

Nationalversammlung und zum Landtag eine entsprechende Anzahl von Frauen vertreten sind. 

20. November 1918 – Die Deutsche Demokratische Partei - DDP wird gegründet

Berlin * Die Deutsche Demokratische Partei - DDP wird gegründet. Sie bekennt sich zu einer

demokratischen und sozialen Republik. 

22. November 1918 – Gründung der Deutschnationalen Volkspartei - DNVP

Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei -DNVP wird durch einen Zusammenschluss der

Deutschkonservativen Partei, der Freikonservativen Partei, der Christlich-sozialen Partei und der

Deutschen Vaterlandspartei - DVLP gegründet.     Die neue Partei sieht sich als Vertreter der

vaterländischen Verbände, tritt für die Wiederherstellung der deutschen Monarchie ein und fordert

Wahlen zur Nationalversammlung. 

23. November 1918 – Die Zeitschrift Die neue Zeit erscheint
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München * Die Zeitschrift Die neue Zeit * Volkstümliche, parteilose Wochenschrift für Freiheit und

Recht! erscheint erstmals. Ihr Herausgeber ist Wilhelm Craemer.    Die erste Ausgabe trägt die

Überschrift „Könige auf der Flucht!“. Der Artikel beginnt so: „Den Krieg haben wir verloren, - und

das ist traurig! Geld und Gut werden wir verlieren, - das ist tiefbetrübend! Und die Könige haben

wir auch verloren! - Gott sei Dank! Dreimal Dank!      Hei! Wie sind sie gelaufen, als die rote

Fahne sich entfaltete, gelaufen wie die Spitzbuben sind sie, jene Machthaber, die kalten Blutes

Millionen von Menschen dem Hungertode nahe gebracht, die Millionen von Existenzen ruiniert

haben!“ 

24. November 1918 – Die BVP schließt die Wiederherstellung der Monarchie aus

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP teilt mit: „Eine Wiederherstellung der Monarchie in

der alten Form und Machtvollkommenheit erscheint ausgeschlossen.“

24. November 1918 – Die Deutschnationale Volkspartei - DNVP wird gegründet

Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei - DNVP wird gegründet. Sie bekennt sich „zu der nach

den letzten Ereignissen allein möglichen parlamentarischen Regierungsform“. 

27. November 1918 – Kurt Eisners Vorschläge für ein provisorisches Reichspräsidium

München - Berlin * In einem Telegramm an den bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich

Muckle, übermittelt Kurt Eisner seinen Besetzungsvorschlag für das von ihm auf der

Ministerpräsidenten-Konferenz vorgeschlagene provisorische Reichspräsidium.  Darin schlägt er -

neben sich selber - vor: die Mitglieder im Rat der Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann, Karl Kautsky [alle USPD] und den parteilosen Diplomaten Johann Wilhelm Muehlon.

Keiner der Vorgeschlagenen gehört der MSPD an. Der Sitz des Gremiums soll in München sein. 

30. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner: Gegen Zentralismus, für Föderalismus

München * Ministerpräsident Kurt Eisner äußert sich vor den Soldatenräten für einen

föderalistischen Staatsaufbau:  „Meine Haltung hinsichtlich des Verhältnisses von Bayern zum

Reiche ist ganz klar, nie geändert: Ich bin gegen den Zentralismus in der auswärtigen Politik, in

der inneren Politik, in der Parteipolitik, so lange ich lebe. Ich will die innere Kraft der Glieder, ob
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es sich nun um ein Parteiwesen handelt oder ob es sich um einen Staat handelt, das ist das

selbe.“ 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

4. Dezember 1918 – Die Demokratisch-sozialistische Bürgerpartei München wird gegründet

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu wird die Demokratisch-sozialistische Bürgerpartei

München gegründet. 

5. Dezember 1918 – Max Weber an den Ausführungen gehindert

München-Ludwigvorstadt * In einer öffentlichen Versammlung im Wagnersaal hält der Soziologe

und Gründungsmitglied der links-liberalen Deutschen Demokratischen Partei - DDP, Max Weber,

eine Rede zugunsten der baldigen Wahl zur Nationalversammlung. Er wird aus der Versammlung

heraus mehrmals unterbrochen, bis Weber seine Rede abbrechen muss. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl
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der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

6. Dezember 1918 – Die antisemitischen Tendenzen des Bayerischen Kuriers

München * Der Bayerische Kurier, das Organ der Bayerischen Volkspartei - BVP, zeigt ganz

eindeutig antisemitische Tendenzen:    „Für die BVP spielt auch die Rassenzugehörigkeit keine

Rolle. [Ihre Mitglieder] achten und ehren jeden ehrlichen Juden. […] Was aber bekämpft werden

muss, das sind die zahlreichen atheistischen Elemente eines gewissen internationalen

Judentums mit vorwiegend russischer Färbung“.    Die politischen Parolen der Bayerischen

Volkspartei lauten: „Los von Berlin!“ und „Bayern den Bayern!“. Die letzte Aussage richtet sich

nicht gegen Preußen, sondern vor allem gegen die Juden, die in der Regierung Eisner zahlreich

vertreten sind. 

6. Dezember 1918 – Erich Mühsam und seine Gefolgschaft stürmen den Bayerischen Kurier

München * Erich Mühsam und seine Anhänger stürmen am Abend das Verlagshaus des

Bayerischen Kuriers, einer stramm konservativen Zeitung und Organ der Bayerischen Volkspartei

- BVP.    Erich Mühsam übernimmt persönlich die Redaktion. Die Drucker verbünden sich mit den

Besetzern, nachdem sie diesen eine Beteiligung an der Zeitung versprochen haben. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,
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gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

7. Dezember 1918 – Der Blutige Freitag im Spannungsfeld der Propagandisten

Berlin * Für die bürgerlichen Parteien sind die Schuldigen an den Vorgängen vom Vortag schnell

gefunden: „Die blutigen Krawalle sind anscheinend durch Pläne und Unternehmungen der

Spartacus-Leute und der mit ihnen verbündeten Elemente verursacht worden, deren Ziel der

Sturz der Regierung Ebert-Haase war.“    Für die Linken erklärt Karl Liebknecht: „Es ist gar nicht

mehr zu leugnen, dass der Putsch des gestrigen Tages von der Regierung inszeniert worden ist,

denn es muss doch dem Harmlosesten auffallen, dass die Ereignisse des blutigen Freitags alle

miteinander in Zusammenhang stehen.“    Es lässt sich weder ein Spartakusputsch noch eine

Beteiligung oder Mitwisserschaft der MSPD-Spitze an einem Putschversuch nachweisen. Doch

die Faktenlage stört in dieser aufgeheizten Stimmung die Propagandisten weder von Rechts noch

von Links. 

7. Dezember 1918 – Ein sozialistischer Aufruf im Bayerischen Kurier

München * Die Leser der stark konservativen Zeitung Bayerischer Kurier, die zugleich das Organ

der Bayerischen Volkspartei - BVP darstellt, müssen lesen:    „Brüder!   Die Soldaten und Arbeiter

Münchens haben heute nacht die Zeitungen besetzt. Sie haben der schändlichen Hetzpresse, die

das Volk durch 51 Monate belogen und betrogen hat und eine ungeheuere Blutschuld an diesem

Völkermord trägt, ihr Gift genommen.     Die Übernahme der Zeitungen geschah in größter Ruhe

und Ordnung, und sie erscheinen von nun ab unter unserer Leitung. […] Es lebe die

internationale sozialistische Weltrepublik!     Die revolutionären Internationalisten Bayerns“. 

10. Dezember 1918 – Die Bayerischen Volkspartei - BVP wehrt sich

München * In einer von der Bayerischen Volkspartei - BVP finanzierten Zeitungsannonce ist zu

lesen: „Lügner und Verleumder! nennen wir jeden, der behauptet, die BVP spiele mit dem

Gedanken der Wiedereinführung der Wittelsbacher.“

12. Dezember 1918 – Räte als Schule der Demokratie

München-Ludwigsvorstadt * In einer Wahlkampfrede im Mathäserbräu bringt Kurt Eisner seine
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inzwischen in allen Passagen durchdachte Einstellung zu den Räten zum Ausdruck:  „Die Räte

sollen die Schulen der Demokratie werden, daraus dann sollen die Persönlichkeiten

emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. Das ist der tiefste Sinn des Sozialismus:

Selbstständigkeit der Gesamtheit.   Die ‚Vertreter‘ der ‚Masse‘ - sie mögen noch so tüchtig sein,

noch so nützliche Arbeit leisten, aber das sind schon die Leute, die emporgekommen sind. In den

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten, in der Stadt und auf dem Lande, da kann jeder lernen,

politisch und wirtschaftlich tätig zu sein. Darum, Parteigenossen, stehe und falle ich mit diesem

Gedanken, dass die demokratische Organisation der Massen selbst künftig die Grundlage aller

Entwicklung sein muss. Dort wirkt Idealismus, dort ist freie öffentliche Tätigkeit möglich. Dort gibt

es keine Führer und keine Angeführten, sondern dort lebt die Masse selbst.“ 

13. Dezember 1918 – Die Fraktion der Deutschen Demokratischen Partei - DDP entsteht

München-Kreuzviertel * Im Provisorischen Nationalrat schließen sich 16 Abgeordnete zur Fraktion

der Deutschen Demokratischen Partei - DDP zusammen. Vorsitzender wird der Kaufmann Karl

Friedrich Julius Hübsch, seine Stellvertreter der Orthopäde Dr. Georg Hohmann und Frau Luise

Kießelbach. 

17. Dezember 1918 – Soldaten besetzen die Versammlung der Deutschen Volkspartei München

München-Ludwigsvorstadt * Eine Gruppe Soldaten besetzt die Versammlung der Deutschen

Volkspartei München im Saal des Hotel Wagner. Die Eindringlinge stören den Ablauf derart, dass

die Beratungen vorzeitig abgebrochen werden müssen.      Professor Ludwig Quidde erntet

stürmischen Beifall der Versammelten, als er die Forderung formuliert: „Wir beanspruchen vom

freien Volksstaat Bayern das, was der verfluchte Obrigkeitsstaat uns gewährt hat.“ 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919
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festzusetzen. 

20. Dezember 1918 – Massiver Protest zur Abwehr der bolschewistischen Strömungen

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP, die Deutsche Volkspartei - DVP und die

Nationalliberale Partei - NLP wenden sich in einem außerordentlich scharfen Appell an die

vorläufige bayerische Regierung und fordern die Abwehr der „bolschewistischen Strömungen“

und der „Übergriffe der Räte“. 

22. Dezember 1918 – Die DDP und der bayerische Wahlkampf

Nürnberg * Die Deutsche Demokratische Partei - DDP eröffnet ihren bayerischen Wahlkampf mit

einer Massenversammlung in Nürnberg. 

24. Dezember 1918 – Die Gründung einer Kommunistischen Partei wird beschlossen

Berlin * Die 2. Reichskonferenz der Internationalen Kommunisten Deutschlands beschließt       

die Vereinigung mit dem Spartakusbund und spricht sich für   die Gründung einer

Kommunistischen Partei aus. 

25. Dezember 1918 – Die MSPD-Parteizeitung Vorwärts wird von Demonstranten gestürmt

Berlin * Weil das MSPD-Parteiorgan Vorwärts Kritik am Verhalten der Volksmarinedivision äußert,

endet eine Demonstration mit der Besetzung der Zeitung.    Die Besetzer richten einen

provisorischen Redaktionsstab ein. Dieser lässt ein Flugblatt drucken, das dass „lügerische

Reptil“ Vorwärts von nun an als „Roter Vorwärts“ erscheinen und der Bevölkerung „die heiß

ersehnte Wahrheit verkünden“ wird. 

29. Dezember 1918 – Der Spartakusbund will eine eigenständige Partei werden

Berlin * Der Spartakusbund beschließt die Trennung von der USPD und die Gründung einer

eigenen Partei, die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD. 
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30. Dezember 1918 – Frauen werden von der Kirche bedrägt

München * Der Soldatenrat Fritz Schröder berichtet im Provisorischen Nationalrat: „Noch heute

wurde mir mitgeteilt, dass überall jetzt hier in München die Frauen bearbeitet werden, indem

ihnen gesagt wird: ‚Die Kirche ist in Gefahr, Ihr müsst die Bayerische Volkspartei wählen, wenn

ihr nicht die Seelen eurer Kinder verlieren wollt, wenn ihr euch nicht der Gefahr aussetzen wollt,

dass ihr nicht in das Himmelreich kommt‘.“ 

30. Dezember 1918 – Die Bedeutung des Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen

München * In der gut besuchten Versammlung der Frauengruppe der Deutschen Volkspartei

(Deutsche Demokratische Partei) sprechen die Referentinnen über         die Bedeutung des

Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen und     die Aufgabe der nun zur politischen Reife

gelangten Lehrerin, die die „Jugend im staatsbürgerlichen Unterricht auf die Wichtigkeit des

Wahlrechts vorbereiten soll“. 

30. Dezember 1918 – Der Gründungsparteitag der KPD beginnt in Berlin

Berlin * Der radikale linke Flügel der USPD, der Spartakusbund, formiert sich auf einem Parteitag

in Berlin zur Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD. Der Parteitag dauert vom 30.

Dezember 1918 bis 1. Januar 1919.    Obwohl Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die

Teilnahme an den Nationalwahlen empfehlen, lehnt dies der Parteitag ab. 

1919 – Dr. Fritz Gerlich ist als Marxistentöter bekannt

München * Aus zahlreichen Aufsätzen in den Süddeutschen Monatsheften, der Liberalen

Korrespondenz sowie den Historisch-politischen Blättern entsteht Dr. Fritz Gerlichs Buch Der

Kommunismus als Lehre vom Tausendjährigen Reich. Außerdem kämpft er im Münchner

Bürgerrat und im Bayerischen Heimatdienst sowie mit der Wochenzeitschrift Feurjo gegen den

gesamten marxistischen Sozialismus.    Daneben beschafft er Geldmittel für die Gründung der

Bayerischen Einwohnerwehr und für die Überwachung der Kommunistischen Partei. Dieses

Engagement trägt zu seinem Ruf als „Marxistentöter“ bei.

4. Januar 1919 – Wahlkampf-Versammlungen der Parteien
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München * Die Bayerische Volkspartei - BVP hält an diesem Tag elf, die USPD fünf und die

Internationalen Interventionisten eine Wahlkampf-Versammlung ab. 

4. Januar 1919 – USPD und Revolutionäre Obleute rufen zur Demonstration auf

Berlin * Der Vorstand der Berliner USPD beschließt zusammen mit den Revolutionären Obleuten

für den folgenden Tag die Abhaltung einer Demonstration als Reaktion auf die Absetzung des

Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn.    Die Revolutionären Obleute sind frei gewählte, von

den Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte, die sich während des Ersten Weltkriegs

hauptsächlich in den Berliner Rüstungsbetrieben gebildet haben und sich aktiv an den

Januarstreiks 1918 beteiligten.    Als Kriegsgegner sind sie in der überwiegenden Zahl in der

USPD organisiert. Eine Mitgliedschaft in der gerade gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD lehnen sie ab. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Münchner Zeitensprünge Seite 55/102



Rheinpfalz ausüben. 

5. Januar 1919 – Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird gegründet

München-Hackenviertel * Eine Woche vor der bayerischen Landtagswahl wird im Fürstenfelder

Hof, in der Fürstenfelder Straße 14, die Deutsche Arbeiterpartei - DAP durch den

Werkzeugschlosser Anton Drexler und den Sportjournalisten Karl Harrer sowie 22 weiteren

Anwesenden gegründet.     Die Deutschen Arbeiterpartei - DAP geht aus dem Münchner Freien

Arbeiterausschuss für einen guten Frieden hervor, der am 7. März 1918 ebenfalls von Drexler

gegründet worden war. Als Vorsitzender der neuen Partei wird Anton Drexler gewählt.     Zu den

ersten Mitgliedern der DAP zählen fast ausschließlich Arbeitskollegen Drexlers aus den

Münchner Eisenbahnwerken. Die ersten Parteiversammlungen finden in Hinterzimmern kleiner

Bierlokale statt. Der wenig begeisternde Redner Drexler hält zumeist kaum motivierende Reden,

die oft in der Geräuschkulisse des Lokals untergehen.    Während der Politische

Arbeiterzirkel eindeutig eine Schöpfung der Thule-Gesellschaft ist, soll die Deutsche

Arbeiterpartei - aus taktischen Erwägungen - als Gründung Anton Drexlers erscheinen.   

Vorbereitet wird die konstituierende Parteiversammlung von einem Dreier-Ausschuss, der sich

aus Harrer, Drexler und Michael Lotter zusammengesetzt. An der eigentlichen Versammlung

nimmt Harrer allerdings nicht teil.     Umgekehrt werden Drexler und Lotter keine Mitglieder der

Thule-Gesellschaft, verkehren aber als ständige Gäste in den Logenräumen im Hotel Vier

Jahreszeiten, wo sie bald auch Personen wie Dietrich Eckart und Gottfried Feder kennenlernen.   

 In den von der Gründungsversammlung angenommenen Richtlinien der Deutschen

Arbeiterpartei heißt es, dass die DAP eine aus „allen geistig und körperlich schaffenden

Volksgenossen zusammengesetzte sozialistische Organisation“ ist. Die Deutsche

Arbeiterpartei will       „die Adelung des deutschen Arbeiters. Die gelernten und ansässigen

Arbeiter haben ein Recht, zum Mittelstand gerechnet zu werden. Zwischen Arbeiter und

Proletarier soll ein scharfer Trennungsstrich gezogen werden. [...]   Das Großkapital ist als Brot-

und Arbeitgeber zu schützen, sofern nicht rücksichtsloseste Ausbeutung des Arbeiters diesem ein

menschenwürdiges Dasein unmöglich macht.    Die DAP sieht in der Sozialisierung des

deutschen Wirtschaftslebens einen Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft. [...] Darum

darf es nicht Sozialisierung, sondern Gewinnbeteiligung für den deutschen Arbeiter heißen. [...].“  

    Hier zeichnete sich deutlich eine eigentlich mittelständische Orientierung dieser

pseudosozialistischen und antisemitischen Organisation ab.     Die anfallende Parteiarbeit der

zunächst auf München beschränkten winzigen Vereinigung wird im Wesentlichen von dem mit

dem Politischen Arbeiterzirkel nicht identischen Arbeitsausschuss der DAP bewältigt, der in den

Anfängen auch die Führung der Gesamtpartei inne hat und dem im Sommer 1919 neben Anton
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Drexler und Karl Harrer weitere vier Personen angehören. Anton Drexler, der Vorsitzende der

Deutschen Arbeiter Partei - DAP, bleibt es bis zum Juni 1921.

5. Januar 1919 – Erstmals dürfen Frauen bei der Landtagswahl in Baden wählen

Baden * Bei den Landtagswahlen in Baden sind erstmals auf deutschem Staatsgebiet Frauen

wahlberechtigt. Die Frauen dürfen wählen und gewählt werden.        Stärkste Partei wird das

katholische Zentrum mit 36,6 Prozent,   zweitstärkste Kraft wird die SPD mit 32,1 Prozent,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP erhält 22,8 Prozent der Stimmen.   Kein einziger Kandidat

der USPD wird gewählt. 

5. Januar 1919 – Ein Revolutionsausschuss wird gegründet

Berlin * Die Zeitungsbesetzer werden von der USPD und der KPD unterstützt. Am Abend wird

aus den Vertretern der Parteien und den Besetzern ein Revolutionsausschuss gebildet, dem 53

Personen angehören. Georg Ledebour [USPD], Karl Liebknecht [KPD] und Paul Scholze

[Revolutionäre Obleute] werden gleichberechtigte Vorsitzende. 

5. Januar 1919 – Vom Nordturm der Frauenkirche flattern anti-bolschewistische Flugblätter

München-Kreuzviertel * Vom nördlichen Turm der Frauenkirche flattern angeblich Flugblätter der

Bayerischen Volkspartei - BVP, die einen Aufruf gegen den Bolschewismus enthalten.     

Daraufhin stürmen etwa fünfzig Personen in die Frauenkirche, beschimpfen die Kirchgänger,

stören den sonntäglichen Gottesdienst und randalieren in der Sakristei. Eine Durchsuchung der

Türme bringt jedoch kein Ergebnis. 

12. Januar 1919 – Landtagswahl in Württemberg

Württemberg * Auch bei den Landtagswahlen in Württemberg können Frauen erstmals ihr

demokratisches Wahlrecht ausüben. Die Sitzverteilung für den württembergischen Landtag setzt

sich wie folgt zusammen:       die Sozialdemokratische Partei - SPD erhält 52 Sitze,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP bekommt 38 Abgeordnete,   das katholische Zentrum

kommt auf 31 Mandate,   andere bürgerliche Parteien erringen insgesamt 25

Abgeordnetenplätze.   Die USPD kann lediglich 4 Plätze für sich verzeichnen. 
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12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die

erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der

französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54

Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;

12. Januar 1919 – Die Stimmung des Faschingsonntags, nur ohne Masken

München * Josef Hofmiller notiert über den Wahlsonntag in sein Tagebuch:    „Heute Wahl zum

Bayerischen Landtag. Gutes, etwas frisches Wetter, heiter und klar, geeignet zu

Demonstrationen, von denen aber bis jetzt nicht viel zu bemerken. […] Die Wahlbeteiligung war

sehr stark, die Leute standen an wie um Butter, Zigaretten oder Pferdefleisch. Der Anblick der

zahlreichen Frauen und Soldaten in und vor dem Wahllokal fiel auf. […]      Der Anblick der

Maximilianstraße hatte etwa die Stimmung des Faschingsonntags (nicht Dienstags!), nur ganz

ohne Masken, soweit nicht die ‚Soldaten‘ maskiert waren, die zahlreich herumlaufen und von

denen ein großer Teil offenbar noch nie in einer Uniform gesteckt ist. Aber die vielen Plakate in

allen möglichen Farben, sehr schreiend, erinnerten an diejenigen der karnevalistischen

Unterhaltungen.     Die Parteien rückten vielfach mit einer Art Musik an, Trommel, auch dünnem

Blechorchester, Knaben trugen Plakate an Stangen, dann kamen Soldaten mit roten Fahnen,

dann Reiter auf roten Sätteln, hinterher eine Rotte ganz kleiner Jungen. Durchschnitt fünf bis

sieben Jahre, genau wie an Fasnacht.“ 
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15. Januar 1919 – Die Münchner KPD-Zeitung Rote Fahne erscheint

München * Die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD in München gibt unter der Leitung

von Max Levien eine eigene Parteizeitung, die Münchner Rote Fahne, heraus. 

16. Januar 1919 – Erhard Auer erhebt den Anspruch aufs regieren

München * Der bayerische SPD-Vorsitzende Erhard Auer führt auf einer politischen

Versammlung seiner Partei aus: „Eine Klasse kann herrschen, aber nicht regieren; regieren kann

nur eine Organisation.“ Er meinte dabei wohl seine Partei. 

19. Januar 1919 – Erstmals können Frauen reichsweit wählen und gewählt werden

Deutsches Reich * Erstmals können Frauen in Deutschland reichsweit wählen und gewählt

werden. 82,3 Prozent der Frauen beteiligen sich an der Wahl.       300 Frauen kandidieren zur

Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung. Unter den 423 Abgeordneten befinden

sich 37 Frauen. Die meisten weiblichen Abgeordneten gehören der Sozialdemokratischen Partei -

SPD an.   Rechnet man die Nachrückerinnen dazu, erreicht die Frauenquote 9,6 Prozent. Ein

Wert, der erst 1983 wieder erreicht werden wird. 

19. Januar 1919 – Wahl zum neuen gesamtdeutschen Reichstag

Deutsches Reich * Die Wahlen zur Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung [=

Reichstag] finden statt. Das deutschlandweite Ergebnis lautet:         Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD: 37,9 Prozent = 163 Abgeordnete   Christliche Volkspartei - Zentrum: 18,8

Prozent = 91 Abgeordnete   Deutsche Demokratische Partei - DDP: 18,1 Prozent = 75

Abgeordnete   Deutschnationale Volkspartei - DNVP: 8,6 Prozent = 44 Abgeordnete  

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD: 7,6 Prozent = 22 Abgeordnete  

Deutsche Volkspartei - DVP: 4,4 Prozent = 19 Abgeordnete   Übrige Parteien: 1,6 Prozent = 7

Abgeordnete      Der Wahlkreis Oberbayern und Schwaben erhält 15 Abgeordnetensitze. Davon

fallen 6 Sitze auf die BVP, 6 Sitze auf die SPD, 2 Sitze auf den BBB und ein Sitz auf die

Deutsche Volkspartei in Bayern - DVP. Von den 15 Abgeordneten gehört keiner der USPD an. 

24. Januar 1919 – Kundgebung für einen gerechten Frieden
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München-Ludwigsvorstadt * Im Deutschen Theater treffen sich Angehörige und Anhänger aller

Parteien zu einer machtvollen Kundgebung. Es geht um den Völkerbund und einen gerechten

Frieden.    Es sprechen der Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter [SPD],

Joseph Graf von Pestalozza [BVP], Professor Dr. Moritz Julius Bonn, die Frauenrechtlerin Lida

Gustava Heymann und Professor Dr. Lujo Brentano. 

1. Februar 1919 – Gespräche zur Regierungsbildung zwischen SPD und DDP

Berlin * Zwischen SPD und Deutscher Demokratischer Partei - DDP finden erste Gespräche zur

Regierungsbildung statt.&nbsp;

3. Februar 1919 – BVP-Proteste gegen den Religionsunterrichts-Erlass

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP&nbsp;hält in allen Stadtteilen

Protestversammlungen gegen den Religionsunterrichts-Erlass&nbsp;ab, der den Besuchszwang

der Religionsstunden&nbsp;abgeschafft hat.&nbsp;

4. Februar 1919 – Kurt Eisner spricht auf der Sozialisten-Konferenz in Bern

Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner rechnet auf der Konferenz der Sozialistischen Internationale

in Bern mit den Sozialdemokraten ab, nachdem der Vertreter der MSPD, Otto Wels, eine

wehleidige Rede hält, in der er die Haltung seiner Partei vor und während des Krieges den

Vertretern des sozialistischen Europas darlegen will.Im Gegensatz zu Welsch bekennt sich Kurt

Eisner ausdrücklich zur deutschen Schuld. Er erhält dafür am Kongress einen rauschenden

Beifall, wird dafür aber in Deutschland bitter kritisiert.   Annette Kolb, die als Journalistin in Bern

dabei ist, vermerkt: „Was nun verlautete, war ein Plädoyer für Deutschland, wie es niemals

ergreifender formuliert wurde. Seine kalte Stimme beibehaltend, enthüllte er die ganze Tragik des

unglücklichen Landes. ‚Die Stimme derer, welche im Kampf um die Ideen einer besseren Welt

namenlos in den Kerkern verblichen‘, rief er schneidend den fremden Delegierten zu, ‚drangen

nicht bis zu euch! Stumm verbluteten sie‘. Und im Namen jener neuen und besseren Welt

verlangte er die Freigabe der zurückgehaltenen Kriegsgefangenen.   Man hielt den Atem an.

Denn vor uns stand ein Entronnener aus eben jener Schar stummer Blutzeugen für die Idee der

Gewaltlosigkeit, der Wahrheit und der Menschenliebe. Dies war ihr Los wie vor 2.000 Jahren. In

Eisner hatte der Kongress wohl seine eindrücklichste Figur“. 
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10. Februar 1919 – Vergesst nicht, das deutsche Volk hat eine Revolution gemacht!

Frankfurt - Weimar * Die liberale Frankfurter Zeitung schreibt zum Weimarer

Parlament:&nbsp;„Die deutsche Nationalversammlung in Weimar sollte sofort und dringend den

Beschluss fassen, dass in allen Fraktionszimmern und überhaupt überall dort, wo sich Räder der

Parteimaschinen drehen, ein großes Plakat angebracht werde, das in Flammenschrift die Worte

trägt: ‚Vergesst nicht, das deutsche Volk hat eine Revolution gemacht!‘“&nbsp;

11. Februar 1919 – Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten gewählt

Weimar * Friedrich Ebert von der SPD wird mit 277 von 379 Stimmen zum Reichspräsidenten des

Deutschen Reiches gewählt. In seiner Antrittsrede sagt er: „Ich will und werde als Beauftragter

des ganzen deutschen Volkes handeln, nicht als Vormann einer einzigen Partei.“&nbsp;

12. Februar 1919 – Reichspräsident Ebert ernennt die neue Reichsregierung

Weimar * Reichspräsident Friedrich Ebert setzt das neue Reichsministerium ein. Die

Reichsregierung wird auch als Weimarer Koalition bezeichnet. Sie besteht aus SPD, Zentrum und

Deutsche Demokratische Partei - DDP. Das Kabinett Scheidemann setzt sich zusammen

aus:&nbsp;       Philipp Scheidemann, Reichsministerpräsident, SPD;   Otto Landsberg,

Justizminister, SPD;   Gustav Noske, Reichswehrminister, SPD;   Rudolf Wissell,

Wirtschaftsminister, SPD;   Robert Schmidt, Reichsernährungsminister, SPD;   Gustav Bauer,

Reichsarbeitsminister, SPD;   Eduard David, Minister ohne Geschäftsbereich, SPD;   Eugen

Schiffer, stellvertretender Ministerpräsident und Finanzminister, DDP;   Hugo Preuß,

Innenminister, DDP;   Georg Gothein, Reichsschatzminister und Minister ohne Geschäftsbereich,

DDP;   Johannes Bell, Verkehrsminister und Reichsminister für Kolonien, Zentrum;   Johannes

Giesberts, Reichspostminister, Zentrum;   Matthias Erzberger, Minister ohne Geschäftsbereich,

Zentrum;   Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, Auswärtiges Amt, Parteilos.&nbsp;      Die

Aufgabe des Rates der Volksbeauftragten ist damit erfüllt.&nbsp;

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter
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Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon

deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

21. Februar 1919 – Erscheinen sämtlicher Münchner Zeitungen verhindert

München * Weil der Presse ein bedeutender Anteil an der Hetze gegen Kurt Eisner und damit an

seiner Ermordung zugesprochen wird, verhindert man das Erscheinen sämtlicher Münchner

Zeitungen mit Ausnahme der Parteiorgane der USPD und des Bayerischen Bauernbundes -

BBB. 

21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners
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Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur
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noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

23. Februar 1919 – Arbeiter können unter bestimmten Umständen eine Waffe erhalten

München-Theresienwiese * Auf der Theresienwiese versammeln sich gegen 13 Uhr mehrere

Tausend Personen. Hier können freigewerkschaftlich organisierte oder einer sozialistischen

Partei zugehörige Arbeiter eine Waffe erhalten, wenn sie mindestens 20 Jahre alt und an der

Waffe ausgebildet sind. Ob und in welcher Anzahl Waffen ausgegeben wurden, ist unklar.     

Gegen 16 Uhr formiert sich ein Demonstrationszug zur Innenstadt, der sich am

Schiller-Denkmal auflöst. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag
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des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der

Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

1. März 1919 – Die Münchner Garnison stellte sich hinter den Stadtkommandanten Dürr

München * Sämtliche Münchner Truppenteile sprechen in einer Entschließung dem

Stadtkommandanten Oskar Dürr, dem die  Abteilung der Republikanischen

Schutztruppe untersteht, die auf der Theresienwiese das Blutbad mit drei Toten hinterlassen hat,

das Vertrauen aus. Sie fordern       die sofortige Einsetzung eines rein sozialistischen

Ministeriums unter Ausschaltung der Kommunisten und Spartakisten,     die Bewaffnung der

Arbeiterschaft und     eine Vernünftige Pressezensur, die jede Partei zu Wort kommen lässt. 

2. März 1919 – Außerordentlicher Parteitag der USPD in Berlin

Berlin * Die USPD trifft sich in Berlin zu einem außerordentlichen Parteitag. Er dauert bis zum 6.

März. Hugo Haase, der Parteivorsitzende der USPD, spricht der SPD den Willen ab, eine

antikapitalistische Politik betreiben zu können und zu wollen. 
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3. März 1919 – Die Kasernenräte kritisieren die Ausgabe der Waffen an die Arbeiter

München * Die Kasernenräte kritisieren in einem öffentlichen Aufruf die Ausgabe der Waffen an

freigewerkschaftlich organisierte und sozialistischen Parteien angehörenden Arbeitern, weil dabei

Spartakisten bevorzugt worden sein sollen. 

3. März 1919 – Den Generalstreik zum bewaffneten Aufstand ausgeweitet

Berlin * Enttäuscht über die politische Entwicklung der Revolution von 1918/19, weiten Anhänger

der Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD einen Generalstreik zu einem bewaffneten

Aufstand aus. Ihre Ziele sind dieselben wie beim Spartakusaufstand im Januar 1919:       Sturz

der Reichsregierung,   Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte und   Errichtung einer

Räterepublik nach sowjetrussischem Vorbild.      Zentrum der bürgerkriegsartigen Kämpfe ist die

Innenstadt mit dem Berliner Polizeipräsidium am Alexanderplatz sowie Lichtenberg. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

5. März 1919 – Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München

Berlin - München * Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München,

um hier die Ortsgruppe zu reorganisieren und die Redaktion der Münchner Roten Fahne zu

übernehmen. Ihm folgen in den nächsten Wochen weitere Parteimitglieder.    Zu Beginn seiner

Münchner Zeit ist Leviné noch im Verborgenen tätig. Er wird zusammen mit Max Levien, dem

bayerischen KPD-Vorsitzenden, zum führenden Kopf der Münchner Kommunisten während der

Rätezeit. Eugen Leviné verweigert sich der Zusammenarbeit mit der SPD, die bislang als die

schärfste Gegnerin der Kommunisten aufgetreten ist. 

6. März 1919 – Die Bayerischen Volkspartei bekennt sich zur republikanischen Staatsform
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München * Die Landtagsfraktion der Bayerischen Volkspartei - BVP bekennt sich zur

republikanischen Staatsform. 

12. März 1919 – Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab

München * Die Münchner USPD spaltet sich von der Gesamtpartei ab. In einer Entschließung

bekennt sie sich eindeutig         zum Rätesystem,     zur Diktatur des Proletariats und     zur

gemeinsamen Arbeit mit der KPD. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das

Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

22. März 1919 – Die Frauen werden aus dem Beruf gedrängt
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München * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint unter der Rubrik „Von Frauen für

Frauen“ ein Artikel, der mit „Platz für den Mann!“ überschrieben ist.    Unter diesem Schlagwort

werden die Frauen nun wieder aus den Berufen verdrängt, die sie während des Krieges ausgeübt

haben, stellt die Verfasserin Thea Schneidhuber fest: „Die unzähligen Frauen aus all den

verschiedenen Industrien haben den heimgekehrten Kriegern mehr oder minder bereitwillig ihren

mit so viel Stolz und Selbstgefühl behaupteten Posten abtreten müssen“, schreibt sie.    Ihnen sei

zwar von vornherein klar gewesen, dass sie diese Rolle nur provisorisch eingenommen hätten,

gleichwohl sind vier Jahre genug gewesen, um auf den Geschmack zu kommen: „Jeder, der es

erfahren hat - er sei Mann oder Weib - weiß die Freude am eigenen Erwerb zu verstehen, die

umso größer ist, je notwendiger die Herbeischaffung der Mittel ist. Es kann die Tatsache nicht

verkannt werden, dass zwei Drittel der Bevölkerung während der Kriegsjahre von der Frau

ernährt worden sind, dass sie die Verdienerin war, die ihre Familie erhielt, während der Mann

seinen Kriegslohn in den meisten Fällen für sich aufbrauchte“.    Und nun sollen die Frauen still

abtreten und wieder den Männern die Bühne überlassen? Die Verfasserin räumt zwar ein, „die

Pflichten der Hausfrau und Mutter“ seien der Frau „naturgemäß die liebsten und sie wird ihnen

gern das Selbstgefühl opfern, das der eigenen Hände Arbeit ihr bescherte“. Aber das

Selbstbewusstsein und den Anspruch auf Mitsprache will sie dennoch nicht aufgeben.    Mit

einem „erstaunlichen Maß an Gleichgültigkeit“ stünden gerade die radikalen Vertreter der neuen

Ordnung den Frauen gegenüber, klagt sie. Gerade weil die Frauen darauf verzichtet hätten, sich

zu einer alle Lager übergreifenden Frauenpartei zusammenzuschließen, stünden die Männer aller

Parteien in der Pflicht, ihre Sache nicht nur „ohne Feindseligkeit zu betrachten, sondern nach

Kräften zu unterstützen“. 

22. März 1919 – Diskussion um die Installation von Betriebsräten

Weimar * Auf der erste Parteikonferenz der SPD nach dem Krieg kommt es zu kontroversen

Diskussionen in der Frage der Installation von Betriebsräten.    Carl Legien, der Vorsitzende der

Generalkommission der freien Gewerkschaften, warnt davor, den Arbeiterräten das Recht der

Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zuzugestehen. Denn „dann haben die

Gewerkschaften keine Existenzberechtigung mehr“. 

23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich
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geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu

schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und

selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;

25. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Landtag seine Sozialisierungspläne vor

München * Otto Neurath, Philosoph und Nationalökonom, tritt vor dem Landtag auf und stellt

seine Sozialisierungs-Pläne vor.&nbsp;Der planwirtschaftliche Ansatz ruft Sympathien selbst bei

Sebastian Schlittenbauer von der Bayerischen Volkspartei hervor. Das liegt an der zu dieser Zeit

besonders großen Bedeutung des Genossenschaftswesens für die BVP.&nbsp;

2. April 1919 – Oskar Maria Graf beschreibt die Münchner Lebenssituation

München * Die Regierung Hoffmann strotzt in den letzten Märztagen nicht gerade vor

Tatendrang. Wirtschaftlich geht‘s bergab, das miserable Wetter und der Schnee hindern alle

weiteren Bemühungen.    Oskar Maria Graf beschreibt die Situation folgendermaßen: „Die Stadt

machte seit Tagen einen verwahrlosten Eindruck, und die Menschen fingen an, aufeinander böse

zu werden. Im Rathaus und im Landtag berieten Parteien und Ausschüsse in einem fort.

Niemand wusste mehr, wer regiert. Ratlosigkeit und Unsicherheit gingen um.     In der Stadt

nämlich herrschte die Revolution und auf dem Lande die Gegenrevolution. Der Bahnverkehr

stockte, wilde Streiks tobten, die Geschäftswelt war in tausend Ängsten, vor den Brotläden

stauten sich lange Reihen und krakeelten mürrisch. Manchmal schlugen sie die Fenster ein, aber

sie fanden kein Brot. Die ganze Maschinerie des täglichen Getriebes schien aus den Fugen, und

ein ungeheuerer Druck lag über der Stadt. Der Hunger wurde immer drohender.     Draußen auf

den vielen Straßen und Sträßlein des flachen Landes trieb kein Viehtransporter mehr dahin,

holperten keine watschelnden Milchfuhrwerke mehr zur nächsten Bahnstation. Jäh, fast von

einem Tag auf den andern, gab es keine Milch, keine Butter, kein Ei und kein Fleisch mehr. Auf

dem Güterbahnhof standen die leeren Waggons zu Dutzenden auf den angerosteten Schienen,

die weiten Hallen gähnten schaurig leer, der Schlacht- und Viehhof lag still, und verlassen

dehnten sich die sonst stets belebten Marktplätze aus“.&nbsp;
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3. April 1919 – Johannes Hoffmann beruft den Landtag für den 8. April ein

München * Am Abend gibt Ministerpräsident Johannes Hoffmann völlig überraschend bekannt,

dass der Landtag - entgegen bestehender Absprachen - am kommenden Dienstag, dem 8. April,

wieder eine Sitzung abhalten würde.    Die angekündigte Einberufung des Parlaments ist eine

politische Machtdemonstration Hoffmanns. Anschließend reist das bayerische

Regierungsoberhaupt nach Berlin.     Unterstützt wird der SPD-Ministerpräsident von den

bürgerlichen Parteien, die im Landtag das einzige Instrument sehen, politisch doch noch in

Erscheinung zu treten. 

4. April 1919 – Die Kommunisten lehnen die Räterepublik ab

München * In einer Vertreterversammlung der&nbsp;Arbeiter-, Angestellten- und

Beamten-Ausschüsse&nbsp;fordert Gustav Klingelhöfer die&nbsp;Proklamation der Räterepublik.

   Eugen Leviné und Max Levien sprechen sich als Führer der kommunistischen Partei gegen

die&nbsp;Räterepublik&nbsp;aus, obwohl sie diese bisher lautstark propagiert haben.&nbsp;

4. April 1919 – Eine weitere geheime Beratung zur Räterepublik

München-Maxvorstadt * Um 22 Uhr findet eine erneute Besprechung im Militärministerium in der

Ludwigstraße statt. Diesmal ist der Personenkreis auf 100 bis 150 angewachsen.       Der

Bauernführer Karl Gandorfer erklärt unter welchen Bedingungen die Bauern der Einführung eine

Räterepublik zustimmen können.&nbsp;   Die verspätet eintreffende Delegation der KPD will

diese Form der Räterepublik nicht anerkennen, da die Massen selbst über die Räterepublik

entscheiden müssten. Die Haltung der Kommunisten ruft Erstaunen hervor, weil sie bislang die

Räterepublik am lautesten forderten.&nbsp;   Auch jetzt werden noch keine Beschlüsse

gefasst.&nbsp;      Die geheime Zusammenkunft wird durch den Zentralratsvorsitzenden Ernst

Niekisch geleitet. Er befindet sich in einem Dilemma, denn einerseits befürwortet er den

Rätegedanken, andererseits will er im Interesse von Ruhe und Ordnung die Räterepublik

verhindern.    Zur Überraschung aller erklärt ausgerechnet Johannes Hoffmanns Stellvertreter

Ernst Schneppenhorst, dass er eine Räterepublik zum jetzigen Zeitpunkt für die beste aller

Lösungen hält. Der bayerische Militärminister will zwei Tage Bedenkzeit, um die Frage der

Räterepublik mit der SPD-Parteibasis zu besprechen.    Welche Motivation liegt hinter

Schneppenhorsts Vorschlag? Sein Hauptziel ist die Machterhaltung der SPD. Zudem will er die

Kommunisten unter seine Kontrolle bringen.&nbsp;Er möchte den Räten ihre eigene

Regierungsunfähigkeit vor Augen führen, um sie dann, mit einem Militärputsch der Münchner
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Garnison, die er wenigstens teilweise in der Hand hat, schnell und möglichst schmerzlos zu

beseitigen. Er und die Regierung Hoffmann wollen die Räte nicht nur schnell, sondern vor allem

in eigener Regie, ohne die von Noske und Epp angebotenen außerbayerischen Freikorps und

Regierungstruppen, loswerden.&nbsp;

5. April 1919 – Gegen die vom Zentralrat geplante Ausrufung einer Räterepublik

München * Die Kommunistische Partei&nbsp;spricht sich gegen die vom

Zentralrat&nbsp;geplante Ausrufung einer Räterepublik&nbsp;aus. Denn, so seine Begründung:   

   Die Proklamation ist entweder eine bewusste Provokation, um die Idee

der&nbsp;Räterepublik&nbsp;zu diskreditieren, oder   der Versuch&nbsp;bankrotter SPD-Führer,

den Anschluss an die Massen zu gewinnen;   die Massen sind nicht aufgeklärt,   es gibt keinen

eigenständigen bayerischen Weg der Revolution und   die Kommunisten beanspruchen die

Führung.   Es&nbsp;wäre nur eine&nbsp;Diktatur des Zentralrates&nbsp;und eben nicht die von

den Kommunisten angestrebte&nbsp;Diktatur des Proletariats.&nbsp;

5. April 1919 – Errungenschaften der Revolution auf Dauer erhalten

München * Am 5. und 6. April findet der Gautag der Sozialdemokraten

Südbayerns&nbsp;statt.&nbsp;Die Versammelten erklären sich mit der Errichtung einer

Räterepublik&nbsp;einverstanden, wenn sich die drei sozialistischen Parteien [SPD, USPD und

Kommunisten] an der Durchführung beteiligen.&nbsp;Es geht ihnen um den Erhalt der

„Errungenschaften der Revolution gegen alle Anschläge der Reaktion“.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des
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überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

6. April 1919 – Nürnberg will nicht zum Landtags-Sitz werden

Nürnberg * Am Rande des SPD-Parteitages in Nürnberg berät sich Ministerpräsident Johannes

Hoffmann mit seinem Parteifreund, dem Nürnberger Oberbürgermeister Otto Geßler, ob der

Landtag künftig in Nürnberg tagen soll.    Geßler spricht sich dagegen aus, da er befürchtet, dass

sich der „Schwabinger Literatenschwarm“ in Nürnberg breitmachen könnte. Er schlägt Hoffmann

Ansbach oder Bamberg vor.&nbsp;

6. April 1919 – Der Nürnberger SPD-Parteitag spricht sich gegen die Räterepublik aus

Nürnberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist zum Landesparteitag der SPD
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nach Nürnberg gereist, um dort die Genossen gegen die Räterepublik zu mobilisieren. Die

Reichs-SPD hat Otto Wels geschickt, um die bayerischen Genossen auf Kurs zu halten.       Der

Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, zählt die Gründe auf, die aus

seiner Sicht unumgänglich für die Einführung der Räterepublik sind.   Ministerpräsident Hoffmann

verurteilt die Räterepublik aufs schärfste und sagt den Kommunisten und den Anarchisten den

Kampf an.      Durch seine Rücktrittsdrohung bringt er eine klare Mehrheit von 47 gegen 3

Stimmen - „aus politischen und wirtschaftlichen Gründen“ - gegen eine bayerische Räterepublik

aus.&nbsp;

7. April 1919 – Die Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als Kompromiss

München * Die KPD-Zeitung Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als

Kompromiss.&nbsp;Unter dem Titel „Arbeiter! Folgt nur den Parolen der kommunistischen Partei!“

protestiert die Zeitung, dass „durch die Proklamierung einer Scheinräterepublik der Gedanke des

Rätesystems verwässert oder erwürgt wird“.    Die „Abhängigen“ und die „Unabhängigen“, SPD

und USPD, sind nicht befugt und geeignet, „an Stelle des gesamten Proletariats die Räterepublik

zu verkünden“. Sie fordert dagegen die Errichtung einer kommunistischen Räterepublik, da nur

sie „die Arbeiterschaft aus aller Not und allem Elend befreien kann“.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;

7. April 1919 – Sozialminister Hans Unterleitner tritt zurück

München * Der USPD-Minister für Soziales, Hans Unterleitner, tritt von seinem Amt zurück. In

einem persönlich gehaltenen Brief schreibt er an Ministerpräsident Johannes Hoffmann:   
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„Hochgeschätzter Herr Kollege Hoffmann!  Infolge der Haltung meiner Partei ist es mir nicht

möglich, weiter in der Regierung zu verbleiben. Ich bedauere aufs tiefste, dass eine so

außerordentlich tüchtige Kraft wie Sie nicht für die Räte arbeitet.     Manches, was jetzt in

München geschieht und was einen mit Abscheu erfüllt, hätte vermieden werden können, wenn

Sie sich mit der selben Energie wie für den Landtag für die Räte einsetzen würden.“&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

11. April 1919 – Die Regierung ist vollständig nach Bamberg umgezogen

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann, die Minister und

die&nbsp;Landessekretariate&nbsp;der einzelnen Parteien sind inzwischen vollständig nach

Bamberg übergesiedelt.&nbsp;In den nächsten Tagen soll sich hier auch

der&nbsp;Ältesten-Ausschuss&nbsp;zusammenfinden und über die&nbsp;Einberufung des

Landtags&nbsp;einen Beschluss fassen. &nbsp;

11. April 1919 – Die Betriebsräte sprechen der Räteregierung das Vertrauen aus

München-Graggenau * Auf einer Massenversammlung im Hofbräuhaus sprechen Erich Mühsam,

Ernst Toller, Gustav Landauer und Max Levien.       Ernst Toller gibt bekannt, dass die

Entwaffnung der Bourgeoisie ebenso fortschreitet wie die Bewaffnung des Proletariats.   Gustav

Landauer verteidigt die Ausrufung der Räterepublik.   Erich Mühsam bekennt sich zur

ablehnenden Haltung der KPD zur sozialistischen Räterepublik, kritisiert aber ihren
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gegenwärtigen Boykott in aller Schärfe.   Max Levien erklärt erneut, warum sich die KPD nicht an

der Räteregierung beteiligt.   Als Werner Fröhlich die Spaltung der sozialistischen Parteien

verteidigt, kommt es zu Tumulten. Selbst KPD-Mitglieder wenden sich gegen die unversöhnliche

Haltung ihrer Parteizentrale.      Ein Antrag der Betriebsräte, der gegenwärtigen Räteregierung

das Vertrauen auszusprechen, wird mit überwältigender Mehrheit angenommen. Erich Mühsam

stimmt allerdings dagegen.&nbsp;

12. April 1919 – Inwieweit fühlen sich die Kommunisten an die Zusagen gebunden?

München-Graggenau * Die Vertreter der sozialistischen Parteien beschließen

im&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;- nach zahlreichen Kompromissen gegenüber der KPD - die

Zusammenarbeit.&nbsp;    Dabei ist immer unklar, ob und inwieweit sich die Kommunisten an die

Zusagen gebunden fühlen und ob sie überhaupt ein ernsthaftes Interesse an der

Zusammenarbeit haben oder einfach nur auf Zeit spielen.&nbsp;

12. April 1919 – Die BVP wehrt sich gegen land- und rassefremde Elemente

München * In einem von der Bayerischen Volkspartei - BVP veröffentlichten Aufruf lehnt sie „jede

Vergewaltigung des Volksganzen durch eine terroristische, von land- und rassefremden

Elementen geführte Minderheit entschieden ab und verlangt, [dass] endlich die Verhetzung weiter

Kreise durch ausländische politisierende Juden ein Ende hat“.&nbsp;

13. April 1919 – Der Palmsonntag-Putsch scheint geglückt

München * Um 9 Uhr treffen sich Vertreter der gemäßigten Parteien beim Kommandanten der

Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz, zu einer Lagebesprechung. Sie wenden sich

gegen dessen Forderung nach Standrecht und Militärdiktatur.    Am Vormittag des Palmsonntags

scheint der Handstreich geglückt. Doch während in der ganzen Stadt die Absetzung des

Revolutionären Zentralrats und die Rückkehr der Regierung plakatiert wird, rufen die Anhänger

der Räterepublik zum Widerstand auf. Erste Schüsse fallen.&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus
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die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und

Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

17. April 1919 – Bernhard Dernburg löst Eugen Schiffer ab

Weimar * Bernhard Dernburg, DDP, übernimmt im Kabinett Scheidemann von Eugen Schiffer,

DDP, die Funktionen des stellvertretenden Reichsministerpräsidenten [= stellvertretender

Reichskanzler] und des Finanzministers. 

20. April 1919 – Mit erhobenem Haupte untergehen

München * Eugen Leviné erkennt, dass es für die bedrängte Räterepublik keine Unterstützung

von außen geben wird. Doch wenn die Revolution untergehen soll, dann - so seine Auffassung -

mit erhobenem Haupt:    „Es ist ein Irrtum zu glauben, dass kleinmütige Unterwerfung ein

besserer Weg sei, um Blutvergießen zu vermeiden oder zu verhindern. Im Gegenteil: Nur wenn

die Weißen Garden eine kühn entschlossene Armee vor sich haben und merken, dass der Kampf

auch in ihren Reihen Opfer fordern wird, werden sie bereit sein, Konzessionen zu machen. […]    

Die Weiße Armee wird auf jeden Fall einen Vorwand für ein Blutbad finden. […] Ist Arbeiterblut so

billig, dass man es zur Genugtuung von neugebackenen Pazifisten wehrlos vergießen darf?“.   

Leviné argumentiert damit gegen Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer, die mit der Regierung

Hoffmann verhandeln wollen.&nbsp;Doch auch der KPD-Parteiführer in Berlin, Paul Levi,

befürwortet eine bedingungslose Kapitulation, um unnötiges Blutvergießen zu vermeiden.&nbsp;

22. April 1919 – In Sachsen entsteht eine Landesstelle für Gemeinwirtschaft

Sachsen * Obwohl in Sachsen die sozialistischen Parteien die absolute Mehrheit im Landtag

haben und dadurch prädestiniert scheinen, die Sozialisierung umzusetzen, entsteht nur eine
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„Landesstelle für Gemeinwirtschaft“, die den politischen Handlungsdruck verringern soll. 

26. April 1919 – Die DDP mahnt den Schutz der Frauen und Kinder an

München * Die Deutsche Demokratische Partei - DDP mahnt in Flugblättern den Schutz der

Frauen und Kinder für die zu erwartenden Kämpfe an. Die Betroffenen sollen ihre Häuser und

Wohnungen schließen und weder an die Fenster treten noch auf die Straße gehen. 

29. April 1919 – Die Verwüstungen im Polizeipräsidium gehen weiter

München-Kreuzviertel * Im Polizeipräsidium gehen die Plünderungen und Verwüstungen weiter.   

 Die Aktenvernichtung im Polizeipräsidium wird von den konservativen und reaktionären Kräften

als ein „besonderer Fall von Vandalismus“ bezeichnet und entsprechend politisch bewertet.    Der

von der Berliner KPD nach München geschickte Karl Retzlaw hat eine völlig andere Sicht auf die

Vorgänge: „Doch sprachen wir es auch offen aus, dass es nicht Sache eines Revolutionärs sei,

sich dem Henker auszuliefern. Zu den Schutzmaßnahmen gehörte es auch, die Akten des

Polizeipräsidiums zu vernichten. Das Prüfen der Akten würde eine Zeit von Monaten in Anspruch

genommen haben, auch das Heraussuchen nur der politischen Akten würde zu lange dauern.

Bedenken brauchten nicht zu bestehen, weil kulturell wertvolle Dokumente nicht in Polizeiakten

zu finden sind. So war es am zweckmäßigsten, alles zu vernichten.     Menschenleben sind

wichtiger als bedrucktes Papier. Zwei Tage lang brannten die Akten auf dem zementierten Hof

des Polizeipräsidiums. Wohl an die hundert Helfer aus der Bevölkerung, der Partei und der Roten

Armee warfen die Akten aus den Fenstern in die Flammen. Damit retteten wir Hunderten von

politisch und antimilitärisch Verdächtigten aus der Zeit der Zusammenbruchsmonate 1918/19

Freiheit und Leben“. 

Mai 1919 – Dr. Fritz Gerlich kämpft gegen den marxistischen Sozialismus

München * Dr. Fritz Gerlich kämpft im Münchner Bürgerrat, im Bayerischen Heimatdienst sowie

mit der Wochenzeitschrift Feurjo gegen den marxistischen Sozialismus.    Daneben beschafft er

Geldmittel zur Gründung der Bayerischen Einwohnerwehr und für die Überwachung der

Kommunistischen Partei. Dieses Engagement trägt zu seinem Ruf als „Marxistentöter“ bei. 
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5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,

weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg

Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der

Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im

Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 

6. Mai 1919 – 21 Kolpinggesellen werden im Keller des Prinz-Georg-Palais ermordet

München-Maxvorstadt * Etwa dreißig Mit­glieder des Katholischen Gesellenvereins Sankt-Joseph

treffen sich in ihrem Vereinslokal, dem Maxkasino, in der Augustenstraße 41. Dem preußischen

Kaiser-Alexander-Garde-Grenadier-Regiment war zuvor von einem Denunzianten mitgeteilt

worden, dass dort am Abend eine Versammlung von Rotarmisten stattfindet.    Noch während

sich im Kasino die Vereinsmitglieder unterhalten, wird das „Spartakistennest“ von

Regierungssoldaten beobachtet und 25 Teilnehmer sowie der Wirt kurz vor 21 Uhr verhaftet.   

Die Möglichkeit, gegenüber den Soldaten das Miss­verständnis aufzuklären und sich zu

legitimieren, wird von diesen gewaltsam un­terbunden. Erste Gewehrkolbenhiebe gegen die

Arretierten und Zurechtweisungen sind die Folge. Mit dem Abmarsch zum Quartier des

Alexander-Regiments beginnt der weitere Leidensweg für die Gefangenen, denn bald geht die

Begleit­mannschaft dazu über, die angeblichen Spartakisten nicht nur zu beschimpfen, sondern

auch mit Pistolen und Gewehren auf sie einzuschlagen.    Nun werden die 26 katholischen

Gefangenen in das Prinz-Georg-Palais am Karolinenplatz 5 gebracht. Im Hof beginnt das

eigentliche Massaker. Sechs der Gesellen werden im hinteren Teil des Hofes gegen das Tor

eines Schuppens gestoßen. Dann eröffnen die Soldaten mit Gewehren und Pistolen das Feuer,

bis alle sechs tot sind. Die verbliebenen zwanzig Kolpinggesellen werden zum Eingang des
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Kellers geführt. Dort erwischt es einen siebten Gefangenen. Er wird auf den Boden geworfen und

mit einem gezielten Pistolenschuss ermordet.    Die Übrigen werden jetzt zur Zielscheibe

sadistischer Spiele ihrer Peiniger. Man stößt sie mit Flüchen und Beschimpfungen die Treppe

zum Keller hinunter. Dort müssen sie sich mit dem Gesicht nach unten auf den Boden legen.

Dann beginnen die Erschießungen. Auf grauenhafte Weise werden 14 Kolpinggesellen ermordet.

Wer nicht durch die Schüsse stirbt, wird mit dem Bajonett erstochen. Manche Gefangene stellen

sich tot oder sind bewusstlos.    Nur durch das Eingreifen eines hohen Offiziers wird das Morden

beendet. Nach dem Massaker werden 21 Tote in das Pathologische Institut gebracht. Unter den

Erschossenen befinden sich zwei Brüderpaare, bei zwei weiteren wird jeweils einer getötet. Zwei

Schwerverletzte werden in das Reservelazarett an der Zollstraße eingeliefert. Drei Opfer

brauchen keine Krankenhausbehandlung.    Alle Ermordeten sind eingeschriebene Mitglieder der

konservativen Bayerischen Volkspartei - BVP. Der Fall wird deshalb vor Gericht ausführlich

untersucht. Man ist jedoch von Regierungsseite geneigt, nichts mehr über den Vorfall an die

Presse zu geben. Die Folge davon ist, dass die von den Militärbehörden erstellten unwahren

Berichte überall, auch im Ausland, Verbreitung finden.     Ansonsten achten die Zensurbehörden

streng darauf, dass keine publikumswirksame Veröffentlichung über das blutige Geschehen unter

die Leute kommen können. So wird beispielsweise die Sondernummer der Süddeutschen

Illustrierten Kriminal-Zeitung vom November 1919, die darüber berichtet, sofort nach ihrem

Erscheinen beschlagnahmt. 

14. Mai 1919 – Forderungen der bürgerlichen Parteien an die Regierung

München * Die bürgerlichen Parteien in München fordern von der Regierung:       Die sofortige

Wiederherstellung der gesetzmäßigen Zustände;    die Wiederaufnahme eines geregelten

Polizeibetriebes;     die Entwaffnung der Roten Armee;     die Aufstellung einer Volkswehr;    

durchgreifende Maßnahmen zur Sicherung der demokratischen Verfassung;   die Festnahme und

Bestrafung der für die ungesetzlichen Zustände verantwortlichen Führer und   die Ausweisung

aller politisch nicht einwandfreien landfremden Elemente.      Da die Abgabe der Waffen und

Munition nur zögerlich vonstatten geht, werden Belohnungen ausgesetzt.

31. Mai 1919 – Umbildung der Regierung Hoffmann in Bamberg

Bamberg * Umbildung der bayerischen Regierung. Ministerpräsident Johannes Hoffman tritt

zurück, um den Weg für das zweite Kabinett Hoffmann freizumachen. In der neuen Koalition aus

SPD, BVP sowie der DDP und einem parteifreien Minister haben USPD und der Bauernbund

keinen Platz mehr. 
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15. Juni 1919 – Hitler absolviert einen Kurs für Propagandaleute

München * Hauptmann Karl Mayr, ein Förderer Adolf Hitlers, lässt neben der politischen

Überwachung der damals über fünfzig Parteien und Organisationen in München durch Agenten

und V-Leute - auch geeignete Soldaten als „antibolschewistisch geschulte Propagandaleute“ für

die „Beeinflussung des Übergangsheeres“ ausbilden.    Auf Vorschlag seiner Vorgesetzten

absolviert Hitler im Juni 1919 den ersten Kurs an der Universität München, wo ihn besonders die

nationalistischen und antisemitischen Schlagworte von Gottfried Feder und Karl von Bothmer

beeindrucken. 

15. August 1919 – Eintritt in die Deutsche Arbeiterpartei - DAP

München * Eintritt des Kreises um den völkischen Dichter Dietrich Eckart in die Deutsche

Arbeiterpartei - DAP.

17. August 1919 – Ein Volksfest zugunsten der gefallenen Revolutionäre

München-Giesing * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD lädt „alle sozialistisch

denkenden Männer und Frauen Münchens“ in die Waldrestauration Altstadelheim zu einem

„Volks-Fest mit Tanz, Glückshafen, Taubenstechen und Kegelscheiben“ ein. Der Erlös wird „den

Hinterbliebenen der gefallenen Revolutionäre“ zufallen. 

12. September 1919 – Adolf Hitler als Reichswehr-Spitzel im Sterneckerbräu

München-Angerviertel * Der arbeitslose Gefreite Adolf Hitler erhält von Hauptmann Karl Mayr den

Befehl, als Spitzel der Reichswehr eine Versammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP im

Sterneckerbräu im Tal zu besuchen, Informationen zu sammeln und Kontakt mit der Partei

aufzunehmen. Die neue Partei gehört zwar der völkischen Bewegung an, doch der Namensteil

Arbeiter lässt in nationalistischen Kreisen Verdacht aufkommen.  Auf der Versammlung referiert

Gottfried Feder im Leiberzimmer über das Thema: „Wie und mit welchen Mitteln beseitigt man

den Kapitalismus?“. Feder ist Mitglied der Thule-Gesellschaft und steigt später zum

Parteiideologen der NSDAP auf. Anwesend sind 43 Personen, darunter als Begleiter Hitlers der

Feldwebel Alois Grillmeier und zwei Propagandamänner des Gruko. Hinter diesem Kürzel verbirgt

sich das Bayerische Reichswehr Gruppenkommando Nr. 4 - Gruko, das unter der Führung des

Generalmajors Arnold von Möhl steht.  Als am Ende der Diskussion ein Teilnehmer bemerkt, dass
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sich Bayern vom Reich lösen sollte, schreitet Adolf Hitler ein. Noch am gleichen Abend bietet ihm

der DAP-Vorsitzende Anton Drexler den Parteieintritt an. 

17. September 1919 – Adolf Hitler wird Mitglied der Deutschen Arbeiterpartei - DAP

München * Adolf Hitler wird in der Gaststätte Altes Rosenbad als Mitglied in die Deutsche

Arbeiterpartei - DAP aufgenommen, zum Werbeobmann der Partei ernannt und gehört als siebtes

Mitglied dem Arbeitsausschuss an. Vermutlich hat Hauptmann Karl Mayr dem Gefreiten Hitler zu

diesem Schritt geraten.    Hauptmann Mayr, der Leiter der Nachrichtenabteilung Ib/P, der

Propaganda- und Presseabteilung des Bayerischen Reichswehr Gruppenkommandos Nr. 4 -

Gruko, unterstützt den Reichswehrsoldaten Hitler bei seiner weiteren politischen Agitation in der

Deutschen Arbeiterpartei großzügig. 

16. Oktober 1919 – Adolf Hitler hält im Hofbräukeller seine erste parteipolitische Rede

München-Haidhausen * Adolf Hitler hält im Hofbräukeller am Wiener Platz die erste

parteipolitische Rede seines Lebens.

5. Januar 1920 – Soll die Deutsche Arbeiterpartei Loge oder Kampfpartei sein?

München * Karl Harrer verlässt die Deutsche Arbeiterpartei - DAP, in der er als

Reichsvorsitzender über eineinviertel Jahre amtiert hat. Er scheitert an der von Adolf Hitler

angestoßenen Diskussion, ob die Deutsche Arbeiterpartei - DAP eine „Loge oder Kampfpartei“

sein soll.    Hitler verlangt für den damals noch nach demokratischen Regeln tätigen

DAP-Arbeitsausschuss eine straffere Organisation und eine gewisse Autorität, was „jede Form

einer Bevormundung [durch eine] Über- oder Nebenregierung, sei es als Zirkel oder Loge, ein für

allemal“ ausschließt. 

2. Februar 1920 – Nummerierte Mitgliederlisten der Deutschen Arbeiterpartei

München * Erst ab jetzt hat die Deutsche Arbeiterpartei - DAP nummerierte Mitgliederlisten. Hitler

erhält die Nummer 555, wobei man aus propagandistischen Gründen mit 501 zu zählen anfängt.

Der auf Militärkosten ausgebildete Propagandamann ist innerhalb kürzester Zeit zum

Parteifunktionär und Politiker geworden.&nbsp;
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20. Februar 1920 – Die DAP wird in NSDAP umbenannt

München * Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird in Nationalsozialistische Deutsche

Arbeiterpartei - NSDAP umbenannt. Das Kürzel NS soll die Besonderheit der Partei hervorheben

und wird von Adolf Hitler, Dietrich Eckart, Hermann Esser, Rudolf Heß, Ernst Röhm und Gottfried

Feder an der Parteiführung vorbei eingeführt.&nbsp;

24. Februar 1920 – Die erste Massenversammlung der NSDAP im Hofbräuhaus-Festsaal

München-Graggenau * Für den 24. Februar 1920 setzt Adolf Hitler gegen Bedenken von Anton

Drexler die erste Massenversammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP unter dem Motto „Was

uns Not tut!“ an. Als Ankündigungsmittel werden rote Plakate geklebt, um die linken

Arbeiterparteien zu provozieren. Veranstaltungsort ist der Festsaal des Hofbräuhauses am Platzl.

Es erscheinen 2.000 Menschen.    Zusätzlich zum Redner Hitler erlebten sie erstmals auch eine

vollkommen neue Art der Versammlung. Es gilt, strikte Disziplin zu wahren, die Abläufe sind klar

vorgezeichnet und erstmals schützten junge Parteimitglieder und -sympathisanten den Saal vor

Störungen. Aus diesem Saalschutz wird schon wenig später die SA hervorgehen.    An diesem

Abend wird die Bezeichnung NSDAP von Hitler etabliert. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.
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16. März 1920 – Der Antisemitismus wird gewalttätig

München * Der Antisemitismus wird gewalttätig.       Der konservative Ministerpräsident Gustav

von Kahr (BVP) kündigt in seiner ersten Regierungserklärung an, gegen die „Überfremdung durch

Stammesfremde“ einzuschreiten und erklärt die „Reinhaltung des eigenen Volkes von fremden

Elementen“ zum Gebot der Stunde. Er meint damit den besonders verhassten „Teil der jüdischen

Rasse“, die Ostjuden.   Münchens Polizeipräsident Ernst Pöhner hält es für nicht

ausgeschlossen, wenn „wegen der unerträglichen Teuerung etwas unternommen, etwa einige

Juden aufgehängt würden“. Gegen die gewalttätigen und gewaltbereiten Antisemiten unternimmt

die Münchner Polizei allerdings nichts.   Nun wird die Situation für die jüdischen Mitbürger

unerträglich. Viele verlassen die Stadt.

6. Juni 1920 – Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos zum Reichstag und zum Landtag

Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Dr. Fritz Gerlich kandidiert erfolglos für die Deutsche

Demokratische Partei - DDP bei den Wahlen zum Reichstag und zum Bayerischen Landtag. 

5. September 1920 – Adolf Hitler hält im Münchner-Kindl-Keller eine Rede vor 3.000 Zuhörern

München-Au * Adolf Hitler hält im Münchner-Kindl-Keller eine Rede vor 3.000 Zuhörern, in der er

die Juden verurteilt, da sie hinter dem Elend Deutschlands stecken. Wenn man erst mal die

Macht habe, so sagt Hitler weiter, dann „werde man den Fetzen von einem Friedensvertrag

zerreißen”.  Der NSDAP-Parteivorsitzende führt aus, dass Deutschland zwar geknebelt und

wehrlos ist, sich aber nicht vor einem Krieg gegen Frankreich scheuen darf. Seine Rede beendet

er mit dem Schiller-Wort: „Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern, nicht trennen uns in Not

und Gefahr“.

4. November 1920 – Erzbischof Michael von Faulhaber soll Kardinal werden

München - Vatikan * Führende Politiker der Bayerischen Volkspartei richten ein Schreiben an die

Regierung des Freistaats Bayern, in dem sie sich für die Ernennung des Erzbischofs von

München und Freising zum Kardinal aussprechen. Ministerpräsident Gustav von Kahr übermittelt

das Schreiben nach Rom. 

1921 – Adolf Hitler ist häufig Gast in der Deutschen Eiche
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München-Isarvorstadt * Zwischen 1921 und 1923 ist Adolf Hitler häufig Gast in der Deutschen

Eiche. Die Parteizentrale der Nazis befindet sich in der Corneliusstraße.

1922 – Eine Beschreibung des „sprichwörtlichen Giesingers“

München-Giesing&nbsp;* Der München-Führer „Rund um die Frauentürme“ beschreibt den

„sprichwörtlichen Giesinger“ so:    „Hochgelegen, gesunde Luft, gesunde oder auch runde

Bevölkerung. Im allgemeinen wie jeder Münchner gutmütig, ist der Giesinger in gereiztem

Zustand in einer ziemlich gefährlichen Körper- und Geistestesverfassung. Die Giesinger sind in

der Regel nicht in politisch konservativen Parteien zu suchen, sondern von Natur aus

revolutionär“.    In Giesing wohnen viele Arbeiter mit entsprechend ausgeprägtem

Klassenbewusstein. Weit über sechzig Prozent wählen „rote Parteien“. Demzufolge sind die

Nazis lange Jahre hier völlig chancenlos.

1923 – Propagandamärsche der politischen Parteien durch Giesing

Obergiesing - Untergiesing * Ende 1922 häufen sich die Propagandamärsche der politischen

Parteien durch Giesing. Rechte, linke und konservativ-katholische Parteien ziehen durch die

Straßen und singen ihre Parteilieder.    „So habe ich aus einem Lied der Nationalsozialisten

gehört: ‚Der Tag der Abrechnung wird kommen‘. Dass solche Lieder in der Hochburg des

Kommunismus, in Obergiesing, reizen, ist selbstverständlich“, schreibt Polizeikommisar Prebeck

von der Polizeistation an der Tegernseer Landstraße.

16. Februar 1925 – Das Verbot der NSDAP wird in Bayern aufgehoben

München * Der Ausnahmezustand&nbsp;und das Verbot der NSDAP&nbsp;werden in Bayern

aufgehoben. Damit ist der Weg für eine Parteineugründung frei.&nbsp;Das auch, nachdem Hitler

dem bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Heinrich Held [BVP] die Erklärung gegeben hatte,

nur mehr im Rahmen der Verfassung agieren zu wollen.&nbsp;

März 1925 – Faulhaber verweigert dem Reichspräsidenten Ebert das Trauergeläut

München-Kreuzviertel * Unversöhnlich zeigt sich Erzbischof Michael von Faulhaber gegenüber

dem am 28. Februar 1925 verstorbenen, der SPD angehörenden Reichspräsidenten Friedrich
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Ebert.    Der Kardinal verweigert ihm ein Trauergeläut in seiner Diözese, weil der Verstorbene ja

auf dem Boden einer Verfassung stand, die „auf eine Trennung von Staat und Kirche abzielte“.

Außerdem war Friedrich Ebert als „Mitglied und Führer einer politisch grundsätzlich religions- und

kirchenfeindlichen Partei, nicht durch die Wahl des deutschen Volkes

‚Reichspräsident‘ geworden“. 

1926 – Hannes König tritt der Kommunistischen Partei bei

München * Hannes König tritt der Kommunistischen Partei&nbsp;bei. Er wird während der Zeit

des Nationalsozialismus überwacht und hat Berufsverbot.

Februar 1928 – Parlamentarischer Disput über Josephine Bakers Auftritt

Wien * Als Josephine Baker für Februar 1928 einen Auftritt im Wiener Ronacher ankündigt,

gehen die Wogen hoch. Eine fast nackte, dunkelhäutige Frau ist für das Wien der 1920er-Jahre

zu viel. Die &nbsp;konservativen und katholischen Kreise protestieren, organisieren Aufmärsche

und warnen, dass „der schwarze Teufel kommt“.    Tageszeitungen sprechen vom

„Negerskandal“, Vertreter der katholischen Kirche organisieren Sondergottesdienste zur Buße

gegen Bakers „schwere Verstöße gegen die Moral“, die Nationalsozialistische Deutsche

Arbeiterpartei - NSDAP - Wiens protestiert gegen ihre „obszönen“ Auftritte und fordert ein

Auftrittsverbot.    Es wird öffentlich und sogar im Parlament diskutiert, ob man ihren Auftritt nicht

verbieten sollte. Ein christsozialer Abgeordneter meint, dass Josephine Baker eine Gefährdung

der öffentlichen Moral sei. „Wir können keine pornografischen Tanzaufführungen zulassen.“

Worauf ein liberaler Abgeordneter kontert: „Gott hat die Menschen nackt erschaffen. Wenn wir

Nacktheit verbieten, kommt das Blasphemie gleich.“

1. Dezember 1929 – Die SA-Männer meiden das Rote Giesing

München - München-Giesing * Kurz vor der Gemeindewahl zieht ein Propaganda-Umzug mit

zweitausend SA-Männern fünf Stunden lang durch Münchens Straßen, um sich den Münchner

Wählern als dynamische und entschlossene Partei darzustellen. Doch das unsichere Terrain des

„Roten Giesing“ meiden sie, wie der Teufel das Weihwasser.

Münchner Zeitensprünge Seite 85/102



18. November 1930 – Die Bischöfe beschäftigen sich mit dem Nationalsozialismus

München * Die Bischöfe beschäftigen sich in einer Diözesansynode auch mit dem

Nationalsozialismus. Domdekan Prälat Dr. Anton Scharnagl referiert über dieses Thema. Seine

Ausführungen beginnen mit den Worten: „Der Nationalsozialismus ist politische Partei und

Weltanschauung zugleich“ und kommt zum Ergebnis, dass der Nationalsozialismus mit den

Aussagen der katholischen Glaubenslehre unvereinbar sei.    Dr. Scharnagl begründet danach

seine Thesen mit den       von den Nationalsozialisten propagierten germanischen Christentum,  

der Ablehnung des Alten Testaments,   der Forderung nach einer deutschen Volkskirche,   die

Ablehnung der Bekenntnisschule und   einer rassisch definierten Sittlichkeit, die die kinderlose

Frau als minderwertiges Mitglied der Volksgemeinschaft betrachtet.       In den angefügten

Feststellungen wird der Sachverhalt in nie mehr wiederholter Deutlichkeit schließlich auf den

Punkt gebracht: „Der Nationalsozialismus ist eine Häresie und mit der christlichen

Weltanschauung nicht in Einklang zu bringen.“      Das im Februar 1931 veröffentlichte Amtsblatt

Nr. 4 schwächt allerdings entscheidende Passagen bereits wieder ab. 

31. Juli 1932 – NSDAP wird stärkste Partei

Deutsches Reich * Bei der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932 wird die NSDAP mit 37,3 Prozent

der Stimmen erstmals stärkste Partei im Deutschen Reich. Eine absolute Mehrheit erreicht sie

jedoch nicht. Das Wahlergebnis ist Ausdruck der schweren Wirtschafts- und Staatskrise der

Weimarer Republik, die von hoher Arbeitslosigkeit, politischer Instabilität und wachsender

Unzufriedenheit geprägt ist.   Obwohl Adolf Hitler zunächst nicht zum Reichskanzler ernannt wird,

markiert die Wahl einen entscheidenden Schritt auf dem Weg zur Machtübernahme der

Nationalsozialisten am 30. Januar 1933.

August 1932 – Die Bayernwehr im Maximilianeum

Um August 1932:   München-Haidhausen * Die Bayernwehr wird von der Bayerischen Volkspartei

- BVP als Selbstschutzorganisation gegründet worden und belegt auch im Maximilianeum

Räume.

Februar 1933 – Im Kriegerheim ist die Ortsgruppe Giesing der NSDAP untergebracht

München-Obergiesing * An der Ecke Gietl- und Untere Grasstraße, wo heute das
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Pfarrzentrum steht, befand sich früher die Wirtschaft Kriegerheim, in der während der NS-Zeit die

Ortsgruppe Giesing der NSDAP“untergebracht ist. Hier finden an den Wochenenden zahlreiche

Appelle und Kundgebungen von NS-Partei-Organisationen statt.    Zuvor dient die Wirtschaft den

Unabhängigen Sozialisten - USPD Giesings als Versammlungs- und Vereinslokal.

Februar 1933 – In der NS-Parteiuniform zum evangelischen Gottesdienst

München-Obergiesing * Nach dem Regierungswechsel erscheinen viele Gemeindemitglieder in

ihren Partei- beziehungsweise SA-Uniformen zu den evangelischen Gottesdiensten in die

Martin-Luther-Kirche.

15. März 1933 – Ministerpräsident Heinrich Held muss der Gewalt weichen

München * Bayerns Ministerpräsident&nbsp;Heinrich Held von der konservativen Bayerischen

Volkspartei - BVP&nbsp;muss der nationalsozialistischen Gewalt weichen und zurücktreten.

24. März 1933 – Der Reichstag beschließt das sogenannte Ermächtigungsgesetz

Berlin * Der Reichstag beschließt - nach der Aberkennung der Reichstagsmandate der KPD und

mit den Gegenstimmen der SPD das Gesetz zur Behebung der Not im Volk und Staat, das

sogenannte Ermächtigungsgesetz. Für das Gesetz stimmen

die Reichstagsfraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei - BVP,

DVP und DStP.    Nach Inkrafttreten des Gesetzes wird kein Steuergesetz mehr parlamentarisch

beraten und beschlossen.

24. März 1933 – Faulhaber: Mehr Toleranz gegenüber der neuen Regierung

München * Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber fordert seine bayerischen Amtsbrüder auf,

„trotz allem mehr Toleranz gegen die neue Regierung zu üben, die heute nicht bloß im Besitz der

Macht ist, was unsere Grundsätze nicht umstoßen könnte, sondern rechtmäßig wie noch keine

Revolutionspartei in den Besitz der Macht gelangte.“&nbsp;

28. April 1933 – Der Bayerische Landtag tritt letztmals zusammen
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München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt an diesem und dem darauffolgenden Tag

letztmalig für die nächsten 13 Jahre zusammen. Der Landtag wird nach dem Ergebnis der

Reichstagswahlen,vom 5. März 1933 gebildet. Von den 103 Abgeordneten gehören 51

Abgeordnete der NSDAP an, 30 der Bayerischen Volkspartei - BVP, 17 der SPD und 5 der

Kampffront. Von einer freien Volksvertretung kann allerdings keine Rede mehr sein.    Der

Landtag hat nur mehr das Ermächtigungsgesetzes zur endgültigen Selbstausschaltung als

Verfassungsorgan zu erlassen. Ansonsten dienen die beiden Sitzungen vornehmlich der

Demonstration der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Bayern. 

4. Juli 1933 – Die Bayerische Volkspartei - BVP löst sich auf

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP löst sich auf. Zuvor hat Heinrich Himmlers

Bayerische Politische Polizei - BPP nahezu alle wichtigen Funktionäre und sämtliche BVP-Land-

und Reichstagsabgeordnete verhaften lassen. 

23. Juli 1933 – Der Kirchenvorstand besteht zu 50 Prozent aus NS-Parteigenossen

München-Obergiesing * Der gewählte Kirchenvorstand der evangelischen

Martin-Luther-Kirche besteht zu fünfzig Prozent aus NS-Parteigenossen. Der Münchner Dekan

sagt:  „Dass der Wunsch geherrscht hat, es möchten in unseren Kirchenvorständen besonders

auch solche Männer Platz finden, die in der deutschen Freiheitsbewegung an hervorragender

Stelle stehen - das war allen verständlich. Wir brauchen diese Männer in der kirchlichen Arbeit“.  

Hauptsache ist, dass die Gottlosen-Propaganda ihr Ende findet.

8. November 1933 – Adolf Hitler eröffnet im Sterneckerbräu das NSDAP-Parteimuseum

München-Angerviertel * Reichskanzler Adolf Hitler eröffnet im ehemaligen Sterneckerbräu das

Parteimuseum der NSDAP. Es wird zur Wallfahrtsstätte der Nationalsozialisten&nbsp;und zum

Magneten für Einheimische und Fremde. 20 Pfennig kostet der Eintritt zu den museal

hergerichteten Räumen.    Im Rahmen der alljährlichen pompösen Veranstaltungen am 9.

November zur Erinnerung an den Hitler-Ludendorff-Putsch 1923 findet beim Marsch vom

Bürgerbräukeller zur Feldherrnhalle&nbsp;eine Gedenkminute vor dem Sterneckerbräu

statt.&nbsp;
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24. Juli 1934 – Faulhaber: „Gott erhalte unseren Reichskanzler“

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an Adolf Hitler:  „Was die alten

Parlamente und Parteien in sechzig Jahren nicht fertigbrachten, hat Ihr staatsmännischer

Weitblick in sechs Monaten weltgeschichtlich verwirklicht. […] Uns kommt es aufrichtig aus der

Seele: Gott erhalte unseren Reichskanzler“. 

Februar 1935 – Eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums

Berlin - München-Haidhausen * Das Kultusministerium teilt dem Kuratoriumsvorsitzenden mit,

dass „eine Umbildung, insbesondere Verjüngung des Kuratoriums“ bevorsteht. Seine

Neubesetzung mit parteinahen Nationalsozialisten ist die Grundvoraussetzung für die

anschließende Verdrängung des Stiftungsvorstands des Maximilianeums, Professor Hans

Rheinfelder. Es folgt eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums. Man will mindestens

drei Mitglieder dieses Gremiums vorzeitig ihres Amtes entheben. Das geht aber nur, wenn die

Betroffenen von sich aus ihren Rücktritt erklären.     Anton Dyroff und Walter Lotz sind bereits

über 68 Jahre alt und sollen deshalb aus Altersgründen pensioniert werden.   Wilhelm Freiherr

von Pechstein vertritt eine konservative, strikt gegen den Nationalsozialismus und besonders

seine Kirchenpolitik gerichtete Einstellung.   Hinzu kommt später noch Aloys Fischer, der mit einer

nichtarischen Frau verheiratet ist.

Juni 1935 – Vernichtende Gutachten für Professor Hans Rheinfelder

München - Halle - Köln * Professor Hans Rheinfelder erhält nahezu gleichzeitig eine Berufung

nach Halle und Köln erhalten. Um sich vor möglichen späteren Konflikten zu schützen, werden

von den aufnehmenden Universitäten Gutachten eingeholt.   Diese fallen für Professor

Rheinfelder wie folgt aus: „Politisch stand und steht Rh. unbeirrbar und unbelehrbar auf dem

Boden der Bayerischen Volkspartei. Zu den Grundsätzen des Deutschen Reiches kann er bei

seiner durchaus unheroischen schwächlich-pazifistischen und konfessionell verstockten

Einstellung keine innere Fühlung bekommen, ja er bemüht sich auch nicht im mindesten darum,

diese zu gewinnen. Kultur ist ihm gleich katholische Kirche. […] Im übrigen aber ist seine

Weltanschauung für die Zwecke des Dritten Reiches völlig unbrauchbar.“

11. Oktober 1935 – Der Maximilianeums-Stiftungsvorstand soll ausgetauscht werden
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München-Haidhausen * Bis auf den Historiker Karl Alexander von Müller, einem aus

nationalsozialistischer Sicht politisch eindeutig zuverlässigen Mann, wird Stiftungs-Vorstand des

Maximilianeums mit nationalsozialistischen Parteigängern in Gänze neu besetzt. 

1936 – Hitlers Wohnung am Prinzregentenplatz

München-Haidhausen * Rüstungsminister Albert Speer, ein enger Vertrauter und schon aus

diesem Grund ganz bestimmt kein Kritiker des als „Führer“ bezeichneten Parteivorsitzenden,

Reichskanzlers und Reichspräsidenten Adolf Hitler, beschreibt dessen Neun-Zimmer-Wohnung

am Prinzregentenplatz 16 folgendermaßen:     „Ich wurde zunächst in einen Vorraum

eingelassen, der mit Andenken oder Geschenken niedrigen Niveaus vollgestellt war.  Auch die

Möblierung zeugt von schlechtem Geschmack. [...] Hitlers Wohnung war die eines Privatmannes

von mittleren Einkommen, etwa eines Studienrats, des Filialleiters einer Depositenkasse, eines

kleinen Geschäftsmannes.  Die Einrichtung war von kleinbürgerlichem Zuschnitt.

Reichgeschnitzte, massiv eichene Herrenzimmermöbel, Bücher hinter Glastüren, gestickte Kissen

mit zärtlichen Inschriften oder kräftigen Parteiwünschen. In einer Zimmerecke stand eine

Richard-Wagner-Büste, an den Wänden hingen, in breiten Goldrahmen, idyllische Malwerke der

Münchner Schule.  Nichts verriet, daß der Inhaber dieser Wohnung seit drei Jahren deutscher

Reichskanzler war. [...]“

9. November 1938 – Propagandaminister Goebbels hält eine antisemitische Hassrede

München-Graggenau * Nach Bekanntwerden des Todes von Ernst vom Rath hält

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels umgehend eine antisemitische Hasstirade in der er

zur Rache und zur Vergeltung am Weltjudentum aufruft.    Die Nationalsozialisten sind bestens

vorbereitet, denn noch kurz vor Mitternacht ergeht ein Fernschreiben an alle deutschen

Polizeistellen. Darin heißt es:       „Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen

gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen stattfinden.   Sofern sich in Synagogen

wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch eine sofortige Maßnahme sicherzustellen.   Es

ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 30.000 Juden im Reiche. Es sind

auszuwählen vor allem vermögende Juden.“      Der SS-Gruppenführer und Chef der

Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, präzisiert die Befehle in einem weiteren Fernschreiben.      

Dort ist zu lesen, dass die Polizei und die Dienststellen der NSDAP gemeinsam die

Demonstrationen leiten sollen.   Und: „Es dürfen nur solche Maßnahmen getroffen werden, die

eine Gefährdung deutschen Lebens oder Eigentums nicht mit sich bringen. Zum Beispiel

Synagogenbrände nur, wenn keine Brandgefahr für die Umgebung ist“.      Durch ein im Jahr
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1937 angefertigtes Verzeichnis der Münchner jüdischen Gewerbebetriebe wissen die

NS-Parteiorgane und Schlägertrupps genau wo sie zuschlagen und so die „verbrecherische Tat

des jüdischen Mordbuben“ rächen müssen.

22. November 1938 – Vertreibung der Juden aus arischen Wohnhäusern

München * Der Völkische Beobachter begründet die Vertreibung der Juden aus

arischen Wohnhäusern so:       „Es besteht ein dringender Bedarf an Wohnraum, und es ist nicht

einzusehen, dass arbeitende deutsche Menschen ohne Unterkunft sind oder sich auf primitivste

Weise behelfen müssen.   Deshalb müssen die ausgewiesenen Juden ihre Wohnungen vorher

auf eigene Kosten renovieren und ihren Hausrat und ihre Möbel zurücklassen.“      Die auf diese

Weise freigewordenen, voll eingerichteten Wohnungen werden in der Regel von verdienten

Parteigenossen bezogen.

2. Februar 1939 – Vermeidung aller christlichen Redewendungen und Begriffe

München-Maxvorstadt * Martin Bormann, Leiter der Partei-Kanzlei der NSDAP, gibt die

vertrauliche Anweisung, in Reden der Partei alle christlichen Redewendungen und Begriffe zu

vermeiden.&nbsp;

2. April 1942 – Das Sommerhaus der Familie Haas wird arisiert

Bernried * &nbsp;Das ehemalige Sommerhaus&nbsp;der Familie Haas in Bernried wird an den

„getreuen Parteigenossen“ Martin Grünwald,&nbsp;seiner Frau und seinen vier Kindern

vermietet. Der Hausrat wird anhand einer Inventarliste „sichergestellt“.

28. Mai 1945 – Fritz Schäffer wird von den Amerikanern als Ministerpräsident eingesetzt

München * Als erster Bayerischer Ministerpräsident wird auf ' Vorschlag von Kardinal Michael von

Faulhaber der vorletzte Vorsitzende der Bayerischen Volkspartei - BVP, Fritz Schäffer, von den

Amerikanern eingesetzt. Die Amerikaner haben den Kardinal gebeten, ihnen einen geeigneten

Mann für dieses Amt zu nennen.        Fritz Schäffer gehört zu den Gründern der

Christlich-Sozialen Union - CSU, die sich als Nachfolgerin der katholischen Bayerischen

Volkspartei versteht. Mit der CSU“erhält die Kirche eine politische Organisation, die ihre Belange
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durchsetzen hilft.   Der Verbindungsmann zwischen Kirche und Partei ist Prälat Georg Meixner,

der als Vorsitzender des kulturpolitischen Ausschusses der CSU fungiert. 

14. Juli 1945 – Protest gegen Soldateneinsatz zur Trümmerbeseitigung

München • In einer Leserzuschrift empört sich Alfred Schwingenstein darüber, dass bei den

Trümmerbeseitigungen kriegsgefangene deutsche Soldaten eingesetzt werden, während heute

noch ehemalige NSDAP-Parteifunktionäre frei durch die Straßen der Stadt gehen.&nbsp;

20. September 1945 – In der US-Besatzungszone werden politische Parteien zugelassen

München * In der amerikanischen Besatzungszone werden politische Parteien zugelassen.

27. März 1947 – Der Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB

München-Ramersdorf * Unter dem Motto „In der vereinten Kraft muss unsere Stärke liegen“ findet

vom 27. bis 29. März 1947 in einer Großküche in der Rosenheimer Straße in München der

Gründungskongress des Bayerischen Gewerkschaftsbundes - BGB statt. Der BGB bildet den

Dachverband für insgesamt 13 Gewerkschaften.    Als Lehre aus den Erfahrungen in der

Weimarer Republik ist das Prinzip der Einheitsgewerkschaft zentral: Überkonfessionell,

parteipolitisch ungebunden, „ein Betrieb, eine Gewerkschaft“. 

29. März 1948 – Die Bayernpartei - BP erhält ihre Lizenz

München * Mit der Lizenzierung der Bayernpartei - BP am 29. März 1948 erwächst der CSU in

Bayern eine nicht ganz ungefährliche Konkurrenz. Unter der Führung von Joseph Baumgartner,

der von 1945 bis 1947 der CSU angehört hatte, kämpft die Bayernpartei       für einen

selbstständigen bayerischen Staat,   bekämpft den Bonner Zentralismus und   lehnt das

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ab.

14. August 1949 – Ergebnis der ersten Bundestagswahl 1949

Bundesrepublik Deutschland -Bonn * Bei der Wahl zum 1. Deutschen Bundestag erhält       die
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CDU/CSU mit ihrem Bundeskanzler-Kandidaten Konrad Adenauer 31,0 Prozent und 139 Sitze.  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Kurt Schumacher erringt 29,2 Prozent der Stimmen und

131 Sitze.   Die FDP bekommt 11,9 Prozent und 52 Sitze.   Die DKP kommt auf 5,7 Prozent und

15 Sitze.      Insgesamt sind zehn Parteien im Deutschen Bundestag mit Abgeordneten vertreten.

Konrad Adenauer [CDU] wird Bundeskanzler einer Koalition aus CDU/CSU, FDP und DP. 

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins

Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen

Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische

Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 

26. November 1950 – Die CSU muss eine verheerende Niederlage hinnehmen

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl am 26. November 1950 muss die CSU eine

verheerende Niederlage hinnehmen:       Nur 27,4 Prozent der Stimmen entfallen auf die CSU,

während die Bayernpartei 17,9 Prozent erhält.   Die SPD wird mit 28 Prozent der Stimmen zur

stärksten Partei.   Obwohl sie 60.000 Stimmen mehr als die CSU erhält, bleiben die

Christsozialen aufgrund von Überhangmandaten trotzdem die stärkste Fraktion.      Hans Ehard

bildet eine Koalitionsregierung aus CSU, SPD und dem rechts stehenden Bund der

Heimatvertriebenen und Entrechteten - BHE.

28. November 1954 – Viererkoalition unter Wilhelm Hoegner (SPD)

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl Wahl bleibt die CSU zwar stärkste Fraktion. Doch der

SPD-Vorsitzende Waldemar von Knoeringen verständigt sich mit dem

Bayernpartei-Vorsitzenden Joseph Baumgartner. Nach dem Motto „Es geht auch ohne CSU“

kommen noch die FDP und der BHE dazu, womit die Viererkoalition perfekt ist.    Wilhelm

Hoegner, SPD, wird Ministerpräsident, Joseph Baumgartner, BP, sein Stellvertreter. 
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17. August 1956 – Lassen uns von Lausbuben nicht auf der Nase herumtanzen!

München - München-Au * Innenminister Dr. August Geislhöringer von der Bayernpartei äußert

sich gegenüber der Süddeutschen Zeitung zu den Vorfällen mit den „Halbstarken“ auf der Auer

Dult folgendermaßen: „Wir lassen uns nicht auf der Nase herumtanzen, am wenigsten von

Lausbuben!“

8. Oktober 1957 – Die Bayernpartei tritt aus der Viererkoalition aus

München * Die kleineren Koalitionspartner der Viererkoalition bekommen es mit der Angst zu tun,

weshalb die Bayernpartei am 8. Oktober aus der Viererkoalition austritt und sie damit beendet.

17. Oktober 1957 – Hanns Seidel (CSU) bildet eine neue Koalitionsregierung

München * Der CSU-Politiker Hanns Seidel, seit 22. Januar 1955 neuer

CSU-Landesvorsitzender, bildet eine neue Koalitionsregierung, bestehend aus CSU, BHE und

FDP. Sein Stellvertreter wird Walter Stain vom GB/BHE. SPD und Bayernpartei - BP können

seither in Bayern kein Regierungsamt mehr ausüben.

Oktober 1958 – Hannes König präsentiert „Die Karl-Valentin-Ausstellung 2. Teil“

München-Au * Auf der Auer Herbstdult präsentiert Hannes König in einem Zelt „Die

Karl-Valentin-Ausstellung 2. Teil“. Die Ausstellung ist so erfolgreich, dass Hannes König dem

Münchner Zweiten Bürgermeister Adolf Hieber von der Bayern-Partei einen Scheck über die

erwirtschafteten Überschüsse überreichen kann.  Er erhält ihn sofort - als Startkapital für den

Ausbau des Isartor-Turmes - zurück.

23. November 1958 – Es bleibt bei der Dreierkoalition aus CSU, GB/BHE und FDP

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum Bayerischen Landtag ist die CSU die eindeutige

Wahlgewinnerin.       Die CSU kann ihren Stimmenanteil von 38,4 auf 45,6 Prozent erhöhen.   Die

SPD verbessert ihr Ergebnis um 2,7 Prozent auf 30,8 Prozent.   Die Bayernpartei - BP, der

Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten - GB/BHE sowie die FDP

fallen nach zum Teil massiven Verlusten unter die Zehnprozent-Marke.       Der Trend zum
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Zweiparteien-System schält sich schon bei dieser Wahl deutlich heraus.    Obwohl die CSU mit

101 Sitzen fast die absolute Mehrheit erreicht hat, bleibt es bei der Dreierkoalition aus CSU,

GB/BHE und FDP.    Zum Ministerpräsidenten wird Hanns Seidel gewählt. Sein Stellvertreter,

Rudolf Eberhard, gehört aber aufgrund der Mehrheitsverhältnisse nun auch der Christlich

Sozialen Union an.

7. November 1968 – Beate Klarsfeld ohrfeigt Bundeskanzler Kiesinger

Berlin * Beate Klarsfeld verschafft sich mit einer Pressekarte Zugang zum CDU-Parteitag in der

Berliner Kongresshalle und ohrfeigt den deutschen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger, der der

NSDAP seit 1933 angehört hatte, wegen seiner Nazi-Vergangenheit.      Beate Klarsfeld wird

noch an demselben Tag zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Die Strafe wird jedoch zur

Bewährung ausgesetzt. „Es war eine symbolische Aktion der jungen Generation, der Nazi-Kinder

gegen die Nazi-Väter“, sagt Beate Klarsfeld.

6. Mai 1974 – Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler

Bonn * Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland.

Der Grund ist die Enttarnung des DDR-Spions Günter Guillaume, der als Referent für

Parteiangelegenheiten einer der engsten Mitarbeiter von Willy Brandt gewesen ist.     Dies ist auf

eine Fahrlässigkeit innerhalb der Bundesregierung zurückzuführen. Denn Guillaume stand bereits

seit über einem Jahr im Verdacht, Spionage zu betreiben. 

2. Dezember 1976 – Die CSU-Führung knickt ein

München * Die CSU-Führung beginnt einzulenken. In Bayern ruft der Trennungsbeschluss von

Kreuth vor allem an der fränkischen und schwäbischen CSU-Basis Unmut und Widerspruch

hervor.    Drei CSU-Bezirksverbände fordern einen Sonderparteitag. Sie befürchten, dass die

Gründung eines CDU-Landesverbandes der bayerischen Regierungspartei und damit der

Gesamtunion gravierend schaden können. 

12. Dezember 1976 – Politische Parität zwischen CDU und CSU geregelt

Bonn * CDU und CSU vereinbaren, die Fraktionsgemeinschaft der CDU/CSU auf der Grundlage
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neuer Abmachungen fortzusetzen. In umfangreichen schriftlichen Vereinbarungen werden neue

Verfahren der Konfliktregelung im Sinne einer politischen Parität beider Parteien festgelegt. Die

CSU bahnt mit diesen Vereinbarungen zugleich die Kanzlerkandidatur von Franz Josef Strauß im

Bundestagswahlkampf 1980 an.

2. Juli 1979 – Franz Josef Strauß wird Kanzlerkandidat der Unionsparteien

Bonn * Franz Josef Strauß wird von der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages als

erster Kanzlerkandidat der CSU für die Unionsparteien nominiert. Er erhält 135 Stimmen der 237

anwesenden Abgeordneten (57 Prozent). 102 Abgeordnete stimmen für Ernst Albrecht (43

Prozent).    Die Kanzlerkandidatur von Franz Josef Strauß ist von großer Bedeutung für die

Unionsparteien, weil sich die CDU als größere Schwesterpartei der Fraktionsgemeinschaft seit

der Kanzlerschaft von Konrad Adenauer ein gewohnheitsmäßiges erstes Zugriffsrecht auf die

Kanzlerkandidatur gesichert hatte. Die Kanzlerkandidatur eines CSU-Politikers gilt als Ausnahme,

da ein Erfolg eines bayerischen Politikers auf Bundesebene als nur wenig wahrscheinlich

angesehen wird.

19. September 1981 – Das Containerbier erregt die Gemüter

München-Theresienwiese * Das Containerbier lässt die Volksseele kochen. Oberbürgermeister

Erich Kiesl und Ministerpräsident Franz Josef Strauß ergreifen in offenen Briefen an die

Brauereien Partei für das traditionelle Holzfass. Die Brauereien ihrerseits erklären, die

Beschaffung von Holzfässern ist „in Zukunft fast nicht mehr zu lösen“. Für dieses Jahr kann der

Einzug des Containerbieres auf dem Oktoberfest noch einmal gestoppt werden.

10. Oktober 1982 – Ergebnis der Landtagswahl 1982

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl erhält       die CSU 58,3,   die SPD 31,9 Prozent.     

Erstmals in der Nachkriegsgeschichte ist der Bayerische Landtag ein Zweiparteienparlament.       

Die FDP erhält lediglich 3,5 Prozent.    Die Grünen kommen auf 4,6 Prozent und scheiterten

damit knapp an der Fünf-Prozent-Klausel.

11. Mai 1986 – Die „Mütter gegen Atomkraft“ organisieren sich
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München * Unter dem Eindruck der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl schließen sich Frauen

aus München, Starnberg und dem Umland zur Initiative „Mütter gegen Atomkraft“ zusammen.

Ausgangspunkt ist eine Muttertagsaktion auf dem Münchner Marienplatz, bei der Frauen

symbolisch möglicherweise radioaktiv belastete Blumen niederlegen und ein großes

Strahlenzeichen bilden.   Die Initiative informiert über radioaktive Belastungen, veröffentlicht

unabhängige Messergebnisse und gibt Empfehlungen zum Schutz von Kindern und Familien.

Zugleich fordert sie den Ausstieg aus der Kernenergie und wendet sich gegen die geplante

Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf. Die „Mütter gegen Atomkraft“ entwickeln sich zu

einem wichtigen, überparteilichen Teil des bürgerlichen Anti-Atom-Widerstands. 

22. Februar 1989 – Der Streit um die „richtige Inschrift“ am Eisner-Bodendenkmal

München-Graggenau * Bei der Stadtrats-Sitzung stehen zwei Vorschläge für die „richtige

Inschrift“ am Bodendenkmal für Kurt Eisner zur Auswahl. Während die Vertreter der

verschiedenen Parteien rasch überein kommmen, das ursprünglich vorgesehene „erschossen“

durch „ermordet“ zu ersetzen, entwickelt sich um die Verwendung der Begriffe „Freistaat“ und

„Volksstaat“ eine scharf geführte Auseinandersetzung.  Soll man nun Kurt Eisner als den

Begründer des Freistaates Bayern bezeichnen oder gründete er bloß den Volksstaat

Bayern? Beide Begriffe wurden im Jahr 1918 gleichzeitig und synonym verwendet und sollten

nichts anderes als Republik bedeuten. Aber im Rückblick will man den heute so geschätzten

Begriff Freistaat nicht ausgerechnet einem linken Politiker zuschreiben. Dagegen denkt man bei

Volksstaat eher an die Sprache des Dritten Reiches und der damaligen DDR.  Der

SPD-Vorschlag für die Gedenkplatte lautet: „Kurt Eisner. 1867 - 1919. Begründer des Freistaats

Bayern und Ministerpräsident wurde am 21. Februar 1919 hier vor seinem Amtssitz ermordet.“ 

Es soll aber derjenige die Mehrheit erhalten, der das Reizwort Freistaat vermeidet. Der Vorschlag

von Bürgermeister Dr. Winfried Zehetmeier [CSU] setzt sich bei der Abstimmung mit einer

Mehrheit aus CSU, FDP und Grüne/ALM gegen die Stimmen der SPD durch. Die Inschrift auf der

Gedenktafel - als die „offizielle Wahrheit“ - lautet deshalb:    „KURT EISNER, DER AM 8.

NOVEMBER 1918 DIE BAYERISCHE REPUBLIK AUSRIEF,NACHMALIGER

MINISTERPRÄSIDENTDES VOLKSSTAATES BAYERN, WURDE AN DIESER STELLE AM 21.

FEBRUAR 1919ERMORDET.“

1. April 1989 – Bis zu 14 Tage Unterbindungsgewahrsam

Freistaat Bayern * Eine Novelle des Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes tritt in Kraft. Sie

verlängert den möglichen richterlich angeordneten Unterbindungsgewahrsam von bislang
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höchstens zwei auf bis zu 14 Tage. Betroffene können damit festgehalten werden, um erwartete

Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung zu verhindern.   Die

Staatsregierung begründet die Verschärfung unter anderem mit den Erfahrungen bei den

Auseinandersetzungen um die WAA. Bürgerrechtsorganisationen und Oppositionsparteien

kritisieren die Regelung als unverhältnismäßige „Vorbeugehaft“ und bezeichnen sie als „Lex

Wackersdorf“. 

2. Dezember 1990 – Ergebnis der Bundestagswahl 1990

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Die Bundestagswahl 1990 steht massiv unter dem

Eindruck der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990.    Bei der Wahl zum 12.

Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 43,8

Prozent [- 0,5] und 319 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Oskar Lafontaine erringt

33,5 Prozent der Stimmen [- 3,5] und 239 Sitze.   Die FDP bekommt 11,0 Prozent [+ 1,9] und 79

Sitze.   Die Grünen kommen auf 3,8 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 4,5] und ziehen

deshalb nicht in den Deutschen Bundestag ein.   Die PDS erkämpft nur 2,4 Prozent der Stimmen

und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Es ist aber vor der Wahl vereinbart

worden, dass es genügt, nur in einem der beiden Wahlgebiete diese Klausel zu überspringen.

Und das gelingt der PDS in den neuen Bundesländern unproblematisch. Die Partei erhält

dadurch 17 Sitze.    Das Gleiche gilt für die nur in der ehemaligen DDR antretendem Bündnis

90. Es erhält nur 1,2 Prozent vom Stimmenanteil, zieht aber mit acht Abgeordneten in den

Deutschen Bundestag ein.      Helmut Kohl wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

27. Mai 1993 – Ministerpräsident Max Streibl muss wegen der Amigo-Affäre zurücktreten

München-Graggenau * Ministerpräsident Max Streibl muss wegen der sogenannten

„Amigo-Affäre“ zurücktreten. Den Ministerpräsidenten-Sessel übernimmt sein Parteifreund

Edmund Stoiber.

16. Oktober 1994 – Ergebnis der Bundestagswahl 1994

Bundesrepublik Deutschland - Bonn * Bei der Wahl zum 13. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Kohl 41,4 Prozent [- 2,4] und 294 Sitze.   Die SPD

mit ihrem Kanzlerkandidaten Rudolf Scharping erringt 36,4 Prozent der Stimmen [+ 2,9] und 253
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Sitze.   Die FDP bekommt 6,9 Prozent [- 4,1] und 47 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 7,3 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,2].   Die PDS erkämpft nur 4,4 Prozent der

Stimmen und verfehlt damit bundesweit die Fünf-Prozent-Hürde. Aufgrund der

Grundmandatsklausel zieht die Partei trotzdem mit 30 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.        Helmut Kohl wird erneut Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus

CDU/CSU und FDP. 

2014 – König Ludwig II. im Stadtrats-Wahlkampf

München-Au - München-Isarvorstadt * Im Wahlkampf zur Stadtratswahl 2014 kommen dann alle

Parteien in die „Deutschen Eiche“, ein Hotel mit einer der weltweit größten und erfolgreichsten

Schwulensaunen, um zu zeigen, dass sie auch für die LGBT-Gemeinde wählbar sind. Der

CSU-Spitzenkandidat und spätere 2. Bürgermeister, Josef „Seppi“ Schmid, bringt - gegen die

Intention Diet­mar Holzapfels - die Idee vorschnell in den Stadtrat ein.   Und dann passiert, was

passieren muss: Die Partei­en im Rathaus rüsten sich zum Wahlkampf - und wie nicht anders zu

erwarten, prall­en jetzt die unterschiedlichen Sichtweisen und Positionen auf­einander.     Wenn

es nach der sich damals in der Opposition befin­denden CSU geht, soll das an den

„Märchenkönig“ erinnernde monumentale Denkmal sofort wieder entstehen - und zwar in

historischer Größe und umge­ben mit einem monumentalen Portikus. Außerdem soll ge­prüft

werden, ob im Unterbau des Denkmals mögli­cherweise ein Café Platz finden könnte, damit die

Bevölkerung den herrlichen Blick auf die Isar und die Maximilianskirche jederzeit genießen kann,

was jetzt ja nur von steinernen Bänken aus oder beim sommerlichen „Kulturstrand“ der

Urbanauten möglich ist.   Für die Regierungsparteien SPD und Grüne soll alles so bleiben wie es

ist, denn es sei „nicht zeitgemäß“, im 21. Jahrhundert ein Königsmonument originalgetreu wieder

aufzubauen, es gebe wesentlich wichtigere Themen im Rat­haus zu erledigen. Die Fronten

zwischen den Parteien stehen - natürlich mit etlichen Abweichlern - fest.   Das Stadtarchiv

München wird mit einer Untersuchung der bereits bestehenden Ludwig-II.-Erinnerungsorte

beauftragt. Dieses listet neun Stein- und Bronzebildnisse des einstigen Monarchen in München

auf. 

16. März 2014 – Ergebnis der Kommunalwahl 2014 in München

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.    Dieter Reiter [SPD] erhält 40,4 Prozent, Josef Schmid [CSU] kommt auf

36,7 Prozent.&nbsp;Sabine Nallinger von den GRÜNEN kommt auf 14,7 Prozent der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl&nbsp;am 30. März. 
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     Bei der Wahl zum Stadtrat&nbsp;erhält die CSU 32,6 Prozent [+ 4,9] und 26 [+ 3] Sitze.   Die

SPD erringt 30,8 Prozent der Stimmen [- 8,9] und 25 [- 8] Sitze.   Die GRÜNEN kommen auf 16,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 3,6] und 13 Sitze [+ 2].      Weiter sind bei Kommunalwahl

in München 14 Parteien angetreten:       Die FDP erhält 3,4 Prozent [- 3,4] und 3

Stadtratsmandate [- 2], &nbsp;   die Freien Wähler bekommen 2,7 Prozent [+ 1,1] und 2

Stadtratsmandate [+ 2], &nbsp;   die AfD&nbsp;kommt auf 2,5 Prozent [+ 2,5] und 2

Stadtratsmandate [+ 2],&nbsp;   die ÖDP erreicht 2,5 Prozent [+ 0,8] und 2 Stadtratsmandate [+

1], &nbsp;   die Linke bekommt 2,4 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate [- 1], &nbsp;   die

Rosa Liste&nbsp;kommt auf 1,9 Prozent [+/- 0] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die Partei

Hut&nbsp;erklimmt 1,3 Prozent [+ 1,3] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Piraten&nbsp;erhalten 1,2 Prozent [+ 1,2] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Bayernpartei - BP&nbsp;bekommt 0,9 Prozent [- 0,7] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die

rechtsradikale Bürgerinitiative Ausländerstopp - BIA&nbsp;kommt auf immerhin 0,7 Prozent [- 0,7]

und erhält ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die islamfeindliche Partei Die Freiheit&nbsp;kommt auf

0,6 Prozent [+ 0,6], bekommt aber keinen Platz im Münchner Stadtrat.      Damit ist das seit 1990

bestehende Rot-Grüne Bündnis gescheitert.    Auch bei der Wahl

zum&nbsp;Bezirksausschuss&nbsp;verliert die SPD massiv.&nbsp;       Nur noch in 9 von 25

Gremien ist die SPD stärkste Fraktion (Bisher: 21).&nbsp;   Die CSU wird in 13 Stadtbezirken

stärkste Kraft (Bisher: 4)&nbsp;   Die GRÜNEN werden stärkste Fraktion in Au/Haidhausen, in der

Ludwigsvorsadt-Isarvostadt und in der Maxvorstadt.&nbsp;

24. September 2017 – Große Verluste der etablierten Parteien bei der Bundestagswahl 2017

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 32,9 Prozent [- 8,6] und 240 Sitze [- 71].  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Schulz erringt 20,8 Prozent der Stimmen [- 4,9] und 152

Sitze [- 41].   „Bündnis 90/DIE GRÜNEN“ kommen auf 9,0 Prozent der abgegebenen Stimmen [+

0,6] und 66 Sitze [+ 3].   Die FDP bekommt 10,4 Prozent [+ 5,6] und erreicht damit 76 Sitze.   Die

Linke erkämpft ebenfalls 9,0 Prozent der Stimmen [+ 0,4] und zieht mit 66 Abgeordneten [+ 2] in

den Deutschen Bundestag ein.   Der große Siegerin der Bundestagswahl ist die Alternative für

Deutschland - AfD mit 13,0 Prozent [+ 8,3] und 95 Sitzen.        Angelika Merkel wird

Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

16. Dezember 2017 – Markus Söder zum designierten Ministerpräsidenten gewählt

Nürnberg * Auf dem CSU-Parteitag in Nürnberg wählen die Delegierten Markus Söder zum
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designierten Ministerpräsidenten. 

10. März 2020 – CSU verbietet alle Parteiversammlungen

München - Freistaat Bayern • Der Generalsekretär der CSU verbietet alle Parteiversammlungen. 

26. September 2021 – Ergebnis der Bundestagswahl 2021 in Bayern

Freistaat Bayern * Bei der Wahl im Freistaat Bayern zum 20. Bundestag erhält       die CSU als

bayerisches Anhängsel der Union erhält im Freistaat immerhin 31,7 Prozent [-7,1]. Das sind

allerdings bundesweit lediglich 5,2 Prozent. Unabhängig von den Direktmandaten schrammt die

bayerische Splitterpartei knapp am Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde vorbei.    Die SPD

erringt 18,0 Prozent der Stimmen [+ 2,7].   Bündnis 90/Die Grünen kommen auf 14,1 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 4,3].   Die FDP bekommt 10,5 Prozent [+ 0,4].   Die Alternative für

Deutschland - AfD erhält 9,0 Prozent [-3,4].   Die Linke erkämpft ebenfalls 2,8 Prozent der

Stimmen [- 3,3].      Bis auf ein Direktmandat im Freistaat Bayern entfallen die anderen 45 auf die

CSU. Die Ausnahme ist die 28-jährige Jamila Schäfer, die das Direktmandat in München-Süd

gewinnt. 

8. März 2026 – Ergebnis der Kommunalwahlen in München 2026

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.  Dieter Reiter [SPD] erhält 35,6 Prozent, Dominik Krause von den GRÜNEN

kommt auf 29,5 Prozent, Clemens Baumgärtner [CSU] kommt auf 21,3 Prozent. der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl am 22. März.  Bei

der Wahl zum Stadtrat    kommen die GRÜNEN auf 26,5 Prozent der Stimmen [-2,6] und 21

Sitze.  Die SPD erringt 19,1 Prozent der Stimmen [- 2,8] und 15 Sitze.  Die CSU erhält 24,9

Prozent [+ 0,2] und 19 Sitze.    Weiter sind bei Kommunalwahl in München 11 Parteien

angetreten:    Die Linke bekommt 6,6 Prozent [+ 3,3] und 5 Stadtratsmandate,    die AfD kommt

auf 5,9 Prozent [+ 2,1] und 5 Stadtratsmandate,   Volt erklimmt 4,7 Prozent [+ 2,9] und 4

Stadtratsmandate,   die FDP erhält 3,4 Prozent [- 0,1] und 3 Stadtratsmandate,    die ÖDP

erreicht 2,7 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate,    die Freien Wähler bekommen 2,5 Prozent

[+/- 0] und 2 Stadtratsmandate,    die Rosa Liste kommt auf 1 Prozent [+/- 0] und ein

Stadtratsmandat,    Bündnis Kultur erreicht 0,9 Prozent [+ 0,9] und ein Stadtratsmandat,   Die

Partei erklimmt 0,7 Prozent [- 0,6] und ein Stadtratsmandat,    die München Liste kommt auf 0,7
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Prozent [- 0,1] und ein Stadtratsmandat,  die Bayernpartei - BP bekommt 0,4 Prozent [- 0,3] und

ein Stadtratsmandat,      Bei der Wahl zum Bezirksausschuss     werden die GRÜNEN in 15 von

25 Gremien stärkste Kraft,   die CSU gewinnt in zehn Bezirksausschüssen die Mehrheit,   die

SPD hat in keinem Bezirksausschuss noch eine Mehrheit. 
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